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Orientierung für 
Studienanfänger 
Der Zentrale Ausschuß für Lehr- und Studienangelegenheiten 
der Universität Frankfurt hat sich im Sommersemester im Rah­
men seiner breit angelegten Studienreformdiskussion zunächst 
den Lehr- und Lernformen zugewandt. An den Lehrveranstal­
tungen für Studienanfänger wird die Notwendigkeit zur Innova­
tion besonders deutlich; d~s gegenwärtige Angebot für -diese 
Adressatengruppe bleibt in .den ~eisten Studiengängen weit 
hinter den hochschuldidaldischen Edordernissen " zurück. Die 
hohen Quoten der Studienfachwe~hsler, -abbrecher und Larigzei~­
studenten, verbreitete Desorienti~rung und ~araus resulti~reri((e 
Fru'3tration sind deutliche Hinweise auf Defizite in diesem Be­
reich. Deshalb ist der Lehr- und. Studienausschuß der Meinung, 

' daß zur Stabilisierung der Studiehfachentscheidung und zur Ver­
besserung der Motivation d-es Studentt)n eine 9rientierungsver­
anstaltung für Studienanfänger angeboten werden sollte. 

In dieser Veranstaltung soUte 
der Student vor allem mit den 
Inhalten des "Studiengangs 
vertraut gemacht werden, d. h. 
mit der Studienordnung vor 
dem Hintergrund der P~Ü­
fungsordnung; hier sind Hilfe­
stellungen bei der Zusammen­
stellung des indiviquellen Stu­
diepplans zu geben, sind Fra­
gen des Lerndeputats, der Ge-

. wichtung" der am Studiengang 
beteiligten Diszipliilsn etc. zu 
klären. Das von der Schule ge­
wohnte Lernverhalteri wird 
vielfach im Hinblick -auf die 
spezifischen Arbeitsweisen, 
den besonderen Lehr- und 
Lernstil in der Hochschule 
korrigiert werden müssen. 
Ferner sollen die zukünftigen 
Berufsanforderungen, Ergeb­
nisse der Berufsfeldforschung 
(Berufschancen, Bedarfsent­
wicklung) und vor allem auch 
die Funktion eines eventuellen 
Berufspraktikums aufgezeigt 
werden. 
Durchgängige Aufgabe einer 
solchen Orien tierungsveran­
staltung ist es nach Ansicht 
des Ausschusses, Erwartungs­
haltungen der einz"elnen ge­
genüber dem gewählten Stu­
dium, Eignungs- und Motivali­
onsstrukturen zur Sprache zu 
bringen und auch die gesell­
schaftliche Rolle des Hoch­
schulabsolventen und sein 
Selbstverständnis zu erörtern. 

· Schließlich sollte die Organisa­
tion der Universität " ein­
schließlich des hochschulpoli­
tischen Spektrums durchsich­
tig gemacht werden. 

Aufgrund der Diskussion" wird " 
der Ständige Lehr- und Stu­
dienausschuß in seiner letzten 

"Sitzung dieses Se~esters am 
· 27. Juni wanrscheinlich die 
· Fachberei.che a\lffQrdern, die,­
sen Veranstaltungstyp in j e­
dem Studiengang vorzusehen; 

"der Status sollte " der eine"r 
· dringend empfohlenen Veran­
"staltung sein. Unabhängig vom 
· Veranstaltungsmodus (zeitlich 
gestreutes oder geblocktes Se­
minar) wird dafür eine Lehr­
kapazität freigesetzt werden 
müssen, sie einer Vier- bis 
Sechs-Semesterwochenstun -
den-Veranstaltung für je ma­
ximal 30 Teilnehmer ent­
spricht. 

Der Ständige Lehr- und Stu­
diena,usschuß kann lediglich 
die Notwendigkeit einer sol­
chen Orien tierungsveranstal­
tung glaubhaft machen. Wie 
seine Leitlinien und Empfeh­
lungen realisiert werden kön­
nen, zu Lasten welcher Gebiete 
u. U. die erforderliche Lehr­
kapazität freigesetzt werden 
kann, ist Aufgabe der Fach­
bereichskonferenzen bzw. der 
Lehr- und Studienausschüsse 
der Fachbereiche. 

Blick auf die neuen Gebäude auf dem Universitätssportgelände an der Ginnheimer Landstraße. Im 
Vordergrund der VerwaItungstrakt, dahinter das trbungsstättengebäude. Ein ausführlicher Bericht 
steht auf Seite 5. ' Foto: Reisig 

·Fachbereichszug~hörigkeit 
Der Ständige Lehr- und· Studienausschuß einer hessischen Uni­
versität kann nicht" die Fachb"ereichszugehörigkeit "und damit die 
Wahlberechtigung der Studenten regeln. Das ist vielmehr eine 
Aufgabe des KuItusministers. Diese Feststellung traf der liessische 
VerwaItungsgerichtshof in einem Normenkontrollverfahren einer 
Studentin gegen die Justus Liebig-Universität in Gießen (Be­
schluß vom 25. Marz 1974, AZ VI, N/73). 

Anlaß für das von der Lehr­
amts-Studentin angestrengte 
Verfahren waren Differenzen 
über ihre Wahlberechtigung 
bei den Wahlen für die Fach­
bereichskonferenzen im Febru­
ar 1973. Aufgrund eines Be­
schlusses des Ständigen Aus­
schusses für Lehr- und Stu­
dienangelegenheiten über die 
Fachbeteichszugehörigkeit der 

Studenten wurde sie aus den 

-d~n '~ewÜnschten' Ab~cl'Üuß "zi.t 
. erreich.e·ri:'" . - -.' '. . -, 

"Wegen " seln~~ Uribestimmthe-tt 
ist also der . entsprechende 

"Passus in den vom Kultusmini­
ster erlassenen A VSU nichtig. 
Das Gericht "stellt fest, daß der 
Kultusminister die Fachbe­
reichszugehörigkeit in de~ 
A VSU abschließend regelil" , 
muß und diese Aufgabe nicht ; 
an die Universitäten delegie­
ren darf. Dies ergebe sich aus 
§ 24, Abs. 3 des Hessischen 

' Universitätsgesetzes (" Waht­
" recht und Stimmrecht üben die 
"Studenten in den Fachberei-
chen aus, denen sie nach Maß­
gabe der Allgemeinen Vor­
schriften für Studierende an-

Keine Mehrheit für "POOl" 

" Wählerverzeichnissen verschie­
den er " Fachbereiche "gestrichen. 
Der Gießener Lehr- und Stu­
dienausschuß hatte - ebenso 
wie derjenige der Universität 
Frankfurt die Fachbe­
reichszugehörigkeit aufgrund 
des § 14, Abs.2 der Allgemei­
nen Vorschriften für die Stu­
dierenden an den Universitä­
ten des Landes Hessen (A VSU) 
geregelt. Darin heißt es: "Die 
Fachbereichszugehörigkeit des 
Studenten bestimmt sich nach 
den Studienfächern, für die er 
aufgenommen ist oder für die 
er sich zurückgemeldet hat. 
Der " Ständige Ausschuß für 
Lehr- und Studienangelegen­
heiten bestimmt für jedes Stu­
dienfach die möglichen Fach­
bereichszugehörigkeiten, " 

. gehören") in Verbindung mit 
"§ 62 des Hessischen Universi­
tätsgesetzes ("Der Kultusmii1f­
ster erläßt die zur Ausführung 
dieses Ge"setzes erforderlichen 
Rechtsverordnungen und Ver­
waltungsvorschriften, insbe­
sondere die Allgemeinen Vor­
schriften für die Studierert­
den ... ). 

Seit dem Herbst letzten Jahres 
hat sich der Zentrale Biblio­
theksausschuß der Universität 
Frankfurt in seinen Sitzungen 
immer wieder mit der Frage 
befaßt, ob es sinnvoll ist, alle 
Stellen für bibliothekarische 
Einrichtungen zusammenzu­
fassen und zentral zu verwal­
ten. Nach Ansicht des Biblio­
theksdirektors, Prof. Dr. Claus 
Köttelwesch, wäre diese "Pool- " 
Bildung" eine längst überfälli­
ge Rationalisierung. Auf der 
letzten Sitzung des Ausschus­
ses am 10. Juni kam erneut 
keine Mehrheit für den "Pool" , 
zustande. Wichtigster Einwand 
der Gegner dieses Konzepts ist, 

' daß zu stark in die Kompeten- " 
zen der FachbereiChe einge­
griffen würde., 

Das negative Votum des Aus­
schusses ist allerdings hinfällig 
geworden, da der Hessische 
Kultusminister in einem Erlaß, 
der vom 5. Juni 1974 datiert ist, 
auf seine schon 1970 ergangene 
Ausführungsvorschrift hin­
gewiesen hat, wonach die bi­
bliothekarischen Kräfte zu­
sammengefaßt werden müssen. 
Wörtlich heißt es in der Vor­
schrift vom 19. August 1970: 
"Bei der Universität Frankfurt 
und der Technischen Hoch­
schule Darmstadt sollen diese 
Stellen im Haushaltsplan der 
Universität (Hochschule) eben­
falls zentral, nicht auf die In-

. stitute aufgeteilt, veranschlagt 
werden und die Kräfte in glei:.. 
cher Weise eingesetzt werden." 

Im Zusammenhang mit der 
"Pool-Bildung" debattierte der 
Zentrale Bibliotheksausschuß 
auch über eine "Feuerwehr" 
für die Bibliotheken. Gemeint 
ist, daß einige Stellen dem Bi­
bliothekar 'der Universität (Bi­
bliotheksdirektor) zugewiesen 
werden. Das Personal, das die­
se Stellen besetzt, soll je nach 
Bedarf in verschiedenen Bi­
bliotheken eingesetzt werden, 

" wenn dort Engpässe, etwa bei 
"einem Neuaufbau, einer Um­
katalogisierung etc., auftreten. 
Nachdem bereits vom Aus­
schuß zwei Stellenanmeldun­
gen für diese "Feuerwehr" be-

. fürwortet worden waren, 
stimmte er nun auch diesem 

. organisatorischen Modell zu. 

Der Verwaltungsgerichtshof 
sagt dazu: " ... aus § 14 Abs.2 
Satz 1 AVSU (kann) auch im 
Zusammenhang mit anderen 
Vorschriften nicht mit der er­
forderlichen Bestimmtheit ent­
nommen werden, welchen 
Fachbereichen ein Student je­
weils angehört. Eine normative 
Regelung muß aber eindeutige 
Bestimmungen darüber ent-

. halten, ob der Student nur ge­
wissen Fachbereichen, in de­
nen "der Schwerpunkt seines 
Studiums liegt, oder ob er 

"sämtlichen Fachbereichen an­
:gE!hört, in denen er Lehtveran­
staltungen im Laufe seines 

. Studiums besuehen muß, "" um 

Angesichts des Gerichtsbe­
schlusses wird der Kultusmini­
ster voraussichtlich schon 
zum kommenden Winterserne­
ster eine klare Regelung zur' 
Fachbereichszugehörigkei t der 
Studenten für alle hessischen 
Universitäten treffen. Unab:­
hängig davon steht die Frage 
des Wahlrechts der Studenten ' 
ohnehin durch die beabsichtig­
te Novellierung des Hessischen 
Universitätsgesetzes zur De­
batte. Nach dem Entwurf der 
Landtagsfraktionen der SPD 
und der FDP sollen die stu,­
denten nur noch in einem 

"Fachbereich aktiv und passiv 
wahlberechtigt sein • 
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Gutachten über Berichtspflicht der Tutoren 
Die Anordnung des Präsidenten der Universität Frankfurt, daß 
die Tutorenberichte an ihn weiterzuleiten und zu den Personal­
akten der Zentralverwaltung zu geben sind, ist - wie mehrfach 
im "Uni-Report" berichtet - teilweise auf heftige Kritik gestoßen. 
Die FachbereiehskonferEmzen Rechtswissenschaft, Gesellschafts­
wissenschaften, Erziehungswissenschaften und N euere Philolo-

Mit der Klärung der Frage, ob 
die Anordnung des Präsiden­
ten oder die Argumente der 
genannten Fachbereiche ge­
rechtfertigt sind, -werden sich 
die Zentralen Ausschüsse der 
Universität und der Kultusmi­
nister befassen. Der Präsident 
wird dazu das folgende Gut­
achten der Rechtsabteilung der 
Universität einbringen. 

.,1. Verantwortung des Präsiden­
teD· 
Der Präsident repräsentiert 
und vertritt pie Universität, 
leitet die Verwaltung in eige­
ner Verantwortung und ist 
Dienstvorgesetzter der Bedien­
steten an der Hochschule (§ 10 
Abs. 1 HUG, § 13 Abs. 4 HHG). 
Diese Kompetenzen sind un­
einschränkbar und gelten für 
alle Bereiche der Universität. 
In der Begründung zu dem 
Entwurf eines Gesetzes über 
die Universitäten des Landes 
Hessen v9m 24.3. 1969, Seite 35, 
Drucksache 1998, VI. Wahlpe­
riode, wird dies ebenfalls her­
vorgehoben: 
,Der Präsident vertritt die ge­
samte Universitat und ist für 
die Erfüllung ihrer Aufgaben 
verantwortlich, und zwar auch 
im Bereich von Forschung und 
Lehre, nicht etwa nur im Be­
reich der Universitätsverwal­
tung im engeren Sinne.' 
Konsequenterweise soll diese 
Situation durch die Novellie­
rung des § 3 HUG zusätzlich 
verdeutlicht werden: 
,Die Universitäten erfüllen ihre 
Aufgaben, auch soweit es sich 
um staatliche Angelegenheiten 
handelt, durch eine Einheits­
verwaltung.' 
Die Verantwortung des Präsi­
denten für die gesamte Univer­
sität kommt insbesondere auch 
zum Ausdruck, in seinen Bean­
standungsbeiugnissen und sei­
ner Berechtigung, an den Sit­
zungen der Organe, der Fach­
bereiche, des Konvents und des 
Senats mit beratender Stimme 
teilzunehmen. 

1. Der Präsident als Verwal­
tungs- und Behördenlejt~r 
Als Verwaltungs- und Behör­
denleiter (Wolff, Verw.Recht 
n, 2. Auflage, 1967, § 76, I, 7; · 
§ 93 In, 3) beaufsichtigt .und 
lcontrolliert der Präsident in 
Ausübung seiner Verantwor­
tung die gesamte Verwaltung, 
wobei es gleichgültig ist, ob es 
sich um zentrale Einrichtun­
gen, Fachbereiche oder Be­
triebs.einheiten handelt. Au­
ßerdem hat der Präsident als 
zentrale Instanz ein Ul11fassen­
des und nicht einschränkbares 
Informationsrecht über sämtli­
ch"-e Verwal tungsvorgäUge. ·Ins­
besondere ist er jederzeit be.­
rechtigt, inneThalb seines 
pflichtgemäßen Ermessens, 
Akten, Berichte und schriftli­
che Verwaltungsvorgänge jeg·­
licher Art sich im Original zur 
Einsicht vorlegen zu lassen. 
Für den Leiter der Verwaltung 
kann es innerhalb der Verwal­
t~ ke~ne vertrau).iche oder 
geheimen Bereiche geben, zu 
denen ihm der Zugang ver­
schlossen wäre. 
Dieser Grundsatz gilt auch für 
Tutorenberichte, die Fachbe­
reichen vorliegen. Mit Zugang 
bei den Fachbereichen werden 
sie zu Verwaltungsvorgängen 
und amtlichen Schriftstücken, 
die innerhalb der Venvaltung 
abzuleg-en sind. Nachträgliche 
Veränderungen dieser Berichte 
durch die Behörde sind deswe­
gen beispielsweise unzulässig. 
Hat der Fachbereich im Rah­
men der ihm obliegenden 
Pflichten innerhalb einer an­
gemessenen Zeit die Berichte 

ausgewertet, kann er die Her­
ausgabe dieser -Unterlagen an 
den: Präsidenten mit keiner 
Begründung verweigern. Dies 
um so weniger, als die Berichte 
Daten enthalten, die für die 
zentrale Planung und Verwal­
tung fraglos bedeutsam und 
entscheidungserheblich sind, 
(siehe Schreiben des Präsiden­
ten an den Dekan des Fachbe­
reichs Gesellschaftswissen -
schaften vom 26. 3. 1974). 

2. Der Präsident als Dienstvor­
gesetzter 
Der Präsident ist in Ausübung 
seiner gesetzlichen Verantwor­
tung nicht nur Leiter der Ver­
waltung, sondern Dienstvorge­
setzteT aller Bediensteten der 
Universität, also auch der Tu­
toren (§ 13, Abs. 4 BHG). Ihm 
obliegt es, neben dem unmit­
telbaren Vorgesetzten des Tu­
tors (= Hochschullehrer), dar­
auf zu achten, daß der Tutor 
seinen Dienstpflichten und den 
Vertrag erfüllt. Jeder einzelne 
Tutor seinen Pflichten inner­
halb des Tutoriums nachkommt, 
bestimmt und regelt der ver­
an twortliche Hochschullehrer 
in der konkreten Situation. 
Insbesondere legt er fest, in 
welcher Weise das Tutorium 
mit welchem Inhalt und wel­
cher Methode durchgeführt 
wird, denn insoweit realisiert 
er seine Lehrfreiheit. Anderer­
seits ist der Präsident als 
Dienstvorgesetzter beispielS­
weise berechtigt, nachzuprü­
fen, ob der Tutor ein Tutorium 
betreut, das mit den vertragli­
chen Bedingungen vereinbar 
ist. (Fehlen eines verantwortli­
chen Hochschullehrers - ge­
ringer zeitlicher Umfang als 
vereinbar - fehlende Ergän­
zung einer Lehrveranstaltung 
- unbegründeter Ausfall eines 
Tutoriums - Dienstpflichtver­
letzungen. anderer Art). Diese 
Berechtigung . des Präsidenten 
entspricht seiner Befugnis, die 
Tutorenberichte, die vielfälti­
ge Informationen über das 
dienstliche Verhalten des Tu­
tors enthalten, heranzuziehen. 

11. Die Aktenablage der Tuto­
r~nberichte 
Die Tutorenberichte werden 
mit Zugang bei den Fachberei­
chen Verwal tungsvorgänge 
(siehe oben). Verwaltungsvor­
gänge sind in entsprechende 
Akten abzulegen, wobei der 
Inhalt des entsprechenden 
Vorgangs die Art der Ablage 
bestimmt. Ein Tutorenbericht 
enthält direkte Informationen 
über die Dienstleistung des 
Tutors, d,iE:~ fÜr ·verschiedene 
Amtsträger ' und Qrgane der 
Universität be~eutsam sind: 
L Zunächst ermöglicht- ein sol­
cher Bericht dem verantwort­
lichen Hochschullehrer -ein ab­
schließendes Urteil über den 
Erfolg oder Mißerfolg des Tu­
toriums, . über die didaktischen 
Fähigkeiten und das übrige 
dienstliche Verhalten des Tu­
tors. Durch das ,Abzeichnen' 
eines solchen Berichts '· bestä':" 
tigt der Hochschullehrer, daß 
der Tutor in der von diesem 
geschilderten Art und Weise 
das Tutorium unter seiner 
Verantwortung betreut hat. 
2. Tutorenberichte sind außer­
dem bestimmt für die Organe 
des Fachbereichs, tun ihnen 
die notwendigen Haushalts­
und Zuordnungsentscheidungen 
zu ermöglichen und eine saoh­
bezogene Gesaltung des Lehr­
betriebes zu gewährleisten. Die 
unmittelbaren Informationen 
über die jeweiligen Tutorien 
und deren direkte Auswirkung 
unter ' Beachtung der 'besohde-

gien ha·ben Beschlüsse gefaßt, diese Anordnung nicht oder nur 
modifiziert zu befolgen. Der Präsident hat diese Beschlüsse bean­
s-tandet, seine BeanstaJ;ldungen haben aufschiebende Wirkung. 
Das bedeutet, daß die Tutorenberichte über dieses Sommerseme­
ster t.rotz gegenteiliger Beschlüsse von Faehbereiehskonferenzen 
vorgelegt werden müSsen. 

ren Zielvorstellung des Fa~h­
bereicbs, geben die ~ Chance, 
wirklichkeitsbezogener zu pla­
nen und zu entscheiden. 

3. Die Interessen der zentralen 
Organe, insbesondere die der 
Ständigen Ausschüsse für 
Haushaltsfragen und Lehr­
und Studienangelegenheiten 
und des Präsidenten entspre­
chen denen der Fachbereiche. 
Auch sie sind verpflichtet, 
möglichst sachgerecht und rea­
litätsbezogen. zu planen und zu 
entscheiden. Existieren direkte 
und unmittelbare Detailinior­
mationen von Tutoren über de­
ren Tätigkeit, haben die zen­
tralen Entscheidungsträger 
einen Anspruch' auf Vorlage 
dieser schriftlichen Informatio­
nen. Weder Tutoren noch Fach­
bereiche können sie daran hin­
dern, nach eigenen besonderen 
Kriterien diese Berichte mit. 
auszuwerten. 

4, Zusätzlich sind die Berichte 
für den Präsidenten als 
Dienstvorgesetzten bestimmt 
(siehe oben), denn sie sind für 
ihn ein unkompliziertes Mittel, 
das dienstliche VerhaUen des 

Stnd. Hilfskräfte 
Die durch einen Erlaß des Hes­
sischen Kultusministers vom 
5.2. 1974 getroffene Anord­
nung, daß studentische Hilfs­
kräfte nur stundenweise be­
schäftigt werden, hat im 
Astronomischen Institut der 
Universität Frankfurt zu 
Schwierigkeiten . geführt. Der 
an den Präsidenten gerichtete . 
Protest im folgenden gekürz­
ten Leserbrief des Honorarpro-, 
fessors Dr. Wollgang Gleissberg 
trifft nicht die Universitäts­
spitze, da der die Universität 
bindende Erlaß des Kultusmi­
nisters gegen die Stellungnah­
men des Ständigen Ausschus­
ses für Lehr- und Studienan­
gelegenheiten und des 'Präsi­
denten der Universität Frank­
furt ergangen ist. 

TutorS' möglichst unverfälscht 
zu erkennen. 
Unter Berücksichtigung der 
dargestellten Zweckbestim­
mung wird der verantwortli­
che Hochschullehrer nach Ab­
zeichnen des Berichtes selten 
interessiert sein, diesen in Ko­
pie oder als Zweitexemplar 
aufzubewahren. Hingegen wird 
der zuständige Fachbereich re­
gelmäßig die gesammelten Tu­
toreriberichte - die Existenz 
von mindestens 2 Exemplaren 
wird vorausgesetzt - nach de­
ren Auswertung zu den Sach­
akten des Dekanats geben. 
In jedem Fall müssen jedoch 
die Tutorenberichte (im Origi­
nal, als Durchschrift oder in 
Fotokopie) zu den Personalak­
ten der Zentralverwaltung ge­
geben werden, denn ein Tuto­
renbericht ist ein besonders 
geeignetes Mittel, um ein mög­
lichst vollständiges Bild über 
die Persönlichkeit des Tutors 
zu geben. Dies gilt um so mehr, 
als grundsätzlich auf besondere 
dienstliche, schriftliche Be­
urteilung nach Abschluß eines 
jeden Tutoriums durch den 
Hochschullehrer verzichtet 

schen Hilfskräften stammen. 
Dieser wichtige Beitrag der 
Hilfskräfte zu den Veröffent­
lichungen ist im Fach Astrono­
mie angesichts des Fehlens 
notweniger Planstellen uner­
läßlich, weil nur durch hinrei­
chend zahlreiche eigene Veröf­
fentlichungen der Schriften­
austausch mit allen in- und 

, ausländischen Sternwarten 
und astronomischen Institu­
ten aufrechterhalten werden 
kann, durch den uns regelmä­
ßig die auf anderen Wegen 
nicht erhältlichen Publikatio­
nen dieser Sternwarten und 
Institute zugehen. Es bedarf 
wohl keines besonderen Hin­
weises darauf, daß die Erfül­
lung dieser Aufgaben seitens 
der Hilfskräfte erhebliche An­
str'engungen erfordert und 
nicht möglich wär:e, wenn sich 

Sehr geehrter Herr Präsident! die Hilfskräfte streng an die in 
In der Sitzung der Fachbe- ihren Verträgen angegebene 
reichskonferenz des Fachbe- Anzahl von .P,I..rbeitsstunden 
,reichs 13 (Physik) vom 5. Juni hielten. Ebensowenig braucht 
1974 entnahm 1ch einer Mittei- eigens erwähnt zu werden, daß 
Jung des Herrn Dekans zu mei- die ßeteiligung an den wissen-
nem größten Erstaunen, daß schaftlichen Forschungsarbei-
eine Anordnung ergangen ist, ten auch während der vorle-
nach deI" nen studentischen sungsfreien Monate, in diesen 
Hilfskräften in den vor uns lie- sogar in verstärktem Maße, 
genden vorlesungsfreien Mo- andauert. Wenn diese jungen' 
naten keine Vergütung gezahlt Leute jetzt, statt für ihre Hilfs-
werden soll. Gegen die Anwen- bereitschaft und für ihren 
·dung dieser Anordnung auf die selbstlosen Einsatz im Interes­
in der stäncligen wissenschaft- se der '\'Vissenschaft und unse­
lichen Betriebsreinheit Institut res Instituts gebührende Aner­
für Angewandte Physik, Ab- kennung seitens der Universi­
teilung Astronomisches Insti- tät zu finden, durch mehrmo­
:tut, beschäftigen studentischen natigen Gehaltsentzug bestraft 
Hilfskräfte muß ich aus nach- werden sollen, so ka11n ich für 
!stehenden Gründen energi- eine solche Maßnahme beim 
schen Einspruch erheben: besten Willen kein Verständnis 
Im Fach Astronomie beschrän- aufbringen. 
ken die studentischen Hilfs- Ganz ungeklärt scheint mir 
kräfte ihre Tätigkeit seit vie- auch die folgende Frage iu 
len Jahren keineswegs auf die sein: Sgllel) qi~ .H)lfskräfte .iil 
Mitwirkung im Unterricht, den Monaten, in denen sie ohne 
sondern beteiligen sich auch Besold1!lng bleiben, mit dem 
ganz wesentlich an den wis- Nachdenken über die wissen-
senschaftlichen Forschungsar- schaftlichen Probleme, mit de­
beiten. Als Beispiel dafür, mit .llen sie gegenwärtig beschäf-
welchem Erfolg sie das tun, tigt sind, aussetzen, oder wird 
führe ich di~ Tatsache an, daß erwartet, daß sie ihre Beteili-
von den 7 Arbeiten, die im gung an den wissenschaftli-
Jahre 1973 in der Reihe "Ver- chen Institutsarbeiten fortset-
öffentliChungen des Astrono- zen, ohne für diese wertvolle 
mischen Instituts der Univer- Hilfe eine Vergütung zu erhal-
sität Frankfurt (Main)" er- ten? 
schienen sind, 3 von. studenti ... . - Prof. Dr. WI!}U'gall1lg G·Ecissberg 

wird. Der Tutorenbericht ist 
letztlich die einzige Unterlage, 
mit deren Hilfe bei Einsicht in 
die Personalakten feststellbar 
ist, was der einzelne Tutor ge­
leistet und wie er sich dienst-. 
lich verhalten hat. Ein solcher 
Tutorenbericht ist so bedeut­
sam und wesentlich, daß der 
Präsident ermessensmiß­
bräuchlich und pfliChtwidrig 
handeln würde, wenn er ohne 
Vorliegen dieses Informations­
mittels mit dem Abschluß ei­
nes Verlängerungsvertrages 
einverstanden wäre." 

Stellungnahme des Personal­
rats 
Der Präsident hat den Perso­
nalrat gefragt, ob er mit der 
Aufnahme der Tutorenberichte 
in die Personalakten einver­
standen sei. Auf seiner Sitzung 
in der vergangenen Woche be­
schloß der Personalrat, seine 
Zustimmung zu verweigern. 
Eine nähere Begründung hat 
er dem Präsidenten nicht gege­
ben. Allerdings hat er keine 
Bedenken dagegen, daß die 
Tutorenberichte an den Präsi­
denten weitergeleitet werden. 
Der Personalrat erwartet, daß 
ihm über den Ort der Ablage 
dieser Berichte Mitteilung ge­
macht wird und daß den Uni­
versitären Gremien auf Ver­
langen Einsicht in die Berichte 
gegeben wird. 

Chance vertan 
Nur 30,3 Prozent der Studen­
tenschaft gingen bei der Stu­
Pa-Wahl vom 5. bis 7.6. 1974 
zur Urne. Diese katastrophale 
niedrige Wahlbeteiligung si­
gnalisiert ·nicht nur ein man­
gelhaftes Vertrauen der Stt~­
denten in ihre Selbstverwal­
tungsorgane, sondern auch ein 
nur wenig entwickeltes politi­
sches Bewußtsein. 
Die Ku/RCDS konnte sich mit 
einem Stimmenzuwachs von 4 
Prozent (von Ii,5 Prozent auf 
15,4 Prozent) zwar deutlich 
verbessern und dadurch einen 
weiteren Sitz im StuPA (bisher 
3, nun 4 Sitze) erobern. Dies ist 
für uns als Gruppe zwar eine 
Bestätigung unserer Politik, im 
Hinblick auf das Gesamtab­
schneiden demokratischer 
Gruppen an der Universität ist 
es allerdings ein frustrierendes 
Ergebnis. In Folge des gewalti­
gen Stimmenverlustes des adsl 
SLH verfügen die demo­
kratischen Gruppen im StuPa 
nur hoch über · 6 Sitze. Diese 
StuPA-Wahl konnte die do­
minierende Rolle der Links­
Gruppen nicht brechen und 
hat damit für ein weiteres Jahr 
über die Zusammensetzung ei­
nes AStAs entschieden, der, 
wie gehabt, seine Berufung 
dazu mißbrauchen wird, mit, 
studentischen Zwangsgeldern 
kommunistische Kader zu for­
m ieren. Es ist die Chance ver­
tan worden, der SHI ein.e klare 
Absage zu erteilen, einer 
Gruppe, die den studentischen 
Beitrag zur Hochschulpolitik 
zu einer Farce hat werden las­
sen. 
Für diese stuPa-Wahl stand 
der Studendenschaft die Mög­
lichkeit . der Briefwahl offen. 
Ganze 23 Studenten machten 
davon Gebrauch. Beschämend 
wenig, wenn man an die Zahl 
von über 14000 Studenten 
denkt, die nicht gewählt haben. 
Es ist zu verstehen, wenn lnan 
im Anschluß an Pfingstmontag 
und Wäldchestag nicht an die 
Uni zum Wählen kommt 'Und 
sich dadurch eine Woche zu­
sätzlicher Ferien gönnt. 
Wilhelm Kins, Vorsitzender 
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Die Hausordnuug 
wurde geändert 
Der Hessische Kultusminister hat durch einen Erlaß die vom 
Konvent der Universität Frankfurt beschlossenen Änderungen 
der Hausordnung genehmigt. Danach besteht der Schlichtungs­
ausschuß aus je einem .Vertreter der im Konvent vertretenen 
Gruppen (nicht aus je zwei Vertretern), die für zwei Jahre ge­
wählt werden. Ferner ist durch den Erlaß die vom Konvent fiir 
den Fall vorgeschlagene Regelung, daß bei einer oder mehreren 
Gruppen keine Wahl zustande kommt, in die Hausordnung auf­
genommen worden. 

Der entsprechende Passus der 
Hausordnung erhält danach 
folgende Fassung: 

späteren ordentlichen Wahl 
bleibt unberührt. Die Amtszeit 
der nachgewählten Mitglieder 
endet mit der der ursprünglich 
gewählten Mitglieder des Aus­
schusses. 
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,,§ 5 (2) Kommt bei einer oder 
mehreren Gruppen eine Wahl 
nicht zustande, weil z. B. bis 
zum Zeitpunkt der Wahl eine 
Vorschlagsliste nicht aufge­
stellt wurde, so werden folgen­
de Personen aus der Gruppe, 
deren Vorschlagsliste fehlt, 
Mitglieder bzw. stellvertr. Mit­
glieder des Ausschusses für die 
jeweilige Dauer ihrer Amtszeit 
bzw. Funktionsausübung : 

Verweigert ein nach diesem 
Absatz bestelltes Mitglied sei­
ne Arbeit im Ausschuß, so neh­
men die vorhandenen Mitglie­
der die Aufgaben des Aus­
schusses wahr. 

Spannungsgeladene Atmosphäre bei der Stimmenauszählung der stupa-Wahl vom 5. bis 7. Juni. 

- aus der Gruppe der Profes­
soren: 
der Dekan des Fachbereichs 
Rechtswissenschaften . 
Vertreter: der Prodekan des 
FB Rechtswissenschaften 
- aus der Gruppe der Studen­
ten: 
der Präsident des Studenten­
parlaments 
Vertreter: Rechtsreferent des 
AStA 
- aus den übrigen Gruppen: 
der jeweils Listenerste der 
nach Stimmanteilen -stärksten ' 
im Konvent vertretenen Liste 
Vertreter: der Listenerste der 
nach Stimmanteilen zweit­
stärksten im Konvent vertrete­
nen Liste. 
Das Recht des Konvents zur 

(3) Der Schlichtungsausschuß 
wählt auf seiner konstituieren­
den Sitzung einen Vorsitzen­
den und dessen Stellvertreter 
aus den Gruppen der Hoch­
schullehrer. Der Vorsitzende 
muß die Befähigung zum Rich­
teramt haben. 
(4) Der Ausschuß ist beschluß­
fähig, wenn mindestens zwei 
Mitglieder und der Vorsitzende 
oder sein Stellvertreter anwe­
send sind. Der Ausschuß ent­
scheidet mit der Mehrheit der 
anwesenden Mitglieder. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet 
die Stimme des Vorsitzenden 
oder, in dessen AbwesenheIt, 
die Stimme seines Stellvertre­
ters. 
(5) Der Schlichtungsausschuß 
tagt in geschlossener Sitzung. 
Das Protokoll der Sitzung ist 
zu veröffentlichen. 

(6) Über den Widerspruch ge­
gen vorläufige Maßnahmen des 
Präsidenten entscheidet der 
Schlichtungsausschuß. Er ent­
scheidet auch über den Wider­
spruch gegen seine eigenen 
Maßnahmen. " 
Ferner regt der Kultusminister 
einige weitere Änderungen der 
Hausordnung an, die der Kon­
vent beschließen sollte. Die 
wichtigste ist, daß für den Fall 
der Einsetzung eines studenti­
schen Mitglieds des Schlich­
tungsausschusses nicht · der 
Rechtsrefereht des .AStA, son­
dern der Vorsitzende des Älte­
stenrates der Vertreter 'des 
Präsidenten des Studentenpar­
laments sein sollte, da es nicht 
an allen hessischen Universitä­
ten einen Rechtsreferenten des 
AStA gibt. 

Ergebnis der Wahlen zum Stu a 
Übersicht über die Ergebnisse zu den Studentenpadamentswahlen 1972-1974 

1974 1973 1972 Konvent 
% Sitze % Sitze 0/0 Sitze % Sitze 

SBI 26,0 7 27,9 7 23,9 6 26,3 7 
ads/SLH 8,2 2 20,5 5 27,9 6 21,7 5 
SHB 4,8 1 13,7 3 20,2 5 19,7 7 
KU/RCDS 15,4 4 11,5 3 10,6 2 11,1 2 
KSB 10,5 2 10,1 2 9,6 2 10,3 2 
Spartakus 7,4 1 8,(]) 2 5,6 1 5,4 1 
LHG 5,6 1 - - - - - -
KSG 1,6 - - - - - - -
J ungsoz./promed 15,9 4' 3,(]) - - - 5,5 1 
SLH -Ini,tia ti ve 1,8 - - - - - - -
KSV 2,8 - 3,5 - 2,3 - - -

-
Wahlbeteiligung I 30,3 I 34,3 I 41,3 I 35,6 

Ergebnis der Wahlen nach Stimmbezirken . 

1 Rechtswissenschaft, Philosophie, Geowissenschaft, Geographie 
2 Wirtschaftswissenschaften 
3 Gesellschaftswissenschaften, Erziehungswissenschaften, Religionswissenschaften 
4 Geschichtswissenschaften, Psychologie, Ost- und außereurop. Sprach- und Kulturwissen­

schaften, Biologi~, Klass. Philologie und Kunstwissenschaften 
5 N euere Philologien 
{} Mathematik, Physik, Chemie, Biochemie und Pharmazie 
7 Humanmedizin 

Die Stimmbezirke 3 und 4 sind nicht ganz identisch mit den Stimmbezirken des Vorjahres. 
In Klammern die Ergebnisse der Studentenparlamentswahlen 1973. (Angaben in Prozent) 

1 2 3 4 5 6 7 

SRI 19,7 (29,6) 13,7 (18,4) 40,8 (41,9) 32,8 (37,2) 34,3 (28,9) 17,9 (20,5) 13,9 (15,0) 
ADS/sLH 9,0 (22,6) 17,1 (35,8) 1,9 ( 9,1) 6,4 (10,7) 5,2 (15,3) 11,1 (26,8) 10,1 (26,9) 
SHB 4,6 (15,4) 5,7 (17,3) 5,0 (10,2) 5,7 (13,9) 5,3 (16,2) 5,4 (15,6) 1,7 ( 4,6) 
ReDS 24,0 (18,4) 23,8 (11,8) 2,3 ( 5,7) 13,1 ( 6,8) 7,5 ( 7,4) 18,6 (16,8) 27,6 (16,6) 
KSB 4,0 ( 2,8) 4,6 ( 3,4) 18,9 (16,8) 10,2 (16,6) 15,7 (15,3) 8,4 ( 7,0) 4,7 ( 5,3) 
Spartakus 4,9 ( 6,0) 4,2 ( 4,5) 10,4 (10,1) 7,7 (10,8) 10,0 ( 9,6) 6,6 ( 7,1) 5,8 ( 67) 
LHG 11,4 - 8,5 - 1,9 - 6,4 - 3,3 - 7,6 - 3,5 -
KSG 1,1 - 0,6 - 1,9 - 1,7 - 1,1 - 3,0 - 2,0 -
Jusos/Promed 18,2 - 17,2 - 11,7 - 12,1 - 12,8 - 14,2 - 27,8 (22,2) 
SLH-Init, 2,0 - 1,7 - 0,9 - 0,9 - 0,7 - 5,6 - 1,3 -

KSV 1,1 ( 1,6) 2,9 ( 3,7) 4,3 ( 5,2) 3,0 ( 2,6) 4,1 ( 59) 1,6 ( 2,8) 1,6 ( 1,6) 

Foto: Reisig 

Pro und kontra 
Gruppenarbeiten 
In einem Erlaß vom 12. Juni 
1974 hat Prof. Dr. Denninger 
im Auftrag des Hessischen 
Kultusministers zur umstritte­
nen Frage' der Bewertung von 
Gruppenarbeiten Stellung ge­
nommen und einige Anregun­
gen für die weitere Diskussion 
gegeben. Der Erlaß bezieht sich 
auf einen Beschluß des Ständi­
gen Ausschusses für Lehr- und 
Studienangelegenheiten der 
Justus Liebig-Universität Gie­
ßen, den er aufgrund einer Be­
fragung der Fachbereiche ge­
faßt hat. Da die Zulässigkeit 
von Gruppenarbeiten immer 
wieder für Studenten wie für 
·Hochschullehrer eine aktuelle 
Frage ist, druckt "Uni-Report" 
im folgenden den vollen Wort­
laut des differenzierenden Er­
lasses. 

I 1. 
Zu Recht unterscheidet der 
Ständige Ausschuß Lzwei Ar-
ten von Gruppenarbeiten, . 
nämlich die kooperative und 
die integrierte Gruppenarbeit. 
Kooperative -.:. zur Unterschei­
dung von der zweiten Art soll­
te man besser "additive" Grup­
penarbeit sagen _ . bedeutet: 
jedes Gruppenmitglied er­
bringt einen bestimmten Bei­
trag, der in der Gruppe disku­
tiert und ggf. iri die Gesamtar­
beit eingefügt wird. Der Bei­
trag des Einzeln.en bleibt er­
kennbar und bewertbar, d. h. 
er kann individuell benotet 
werden. Dagegen sind bei dem 
ausformulierten Endergebnis 
der integrierten Gruppenar­
beit die Einzelleistungen der 
Gruppenmitglieder allein an­
hand des Textes der Arbeit 
nicht mehr erkennbar, da hier 
nicht wie bei der additiven 
Gruppenarbeit Beiträge der ' 
einzelnen Gruppenmi tglieder 
zusammengefügt werden. 

2. 
In den akademischen und 
staatlichen Prüfungsordnun­
gen ist bisher (Ausnahme: § 4 
Abs.l Satz 2 der Verordnung 
über die Erste Staatsprüfung 
für das Lehramt für die 
Grundstufe und für das Lehr­
amt für die Mittelstufe vom 
22. März 1974 - GVBl. I S. 183 
-) über die Zulässigkeit von 
Gruppenarbeiten nichts gesagt. 
Hierbei muß - darauf weist 
der Ständige Ausschuß I zu 
Recht hin - zwischen Prü­
fungsleistungen und Lei­
stungsnachweisen als Zulas­
sungsvoraussetzungen für eine 
akademische oder eine Staats-

prüfung (im folgenden kurz 
"Leistungsnachweise" ge­
nannt) unterschieden werden. 
Erstere sind in deI). Prüfungs­
ordnungen nämlich möglichst 
gen au beschrieben, für letztere 
trifft dies nicht immer zu. 
Während in der schriftlichen 
Prüfung eine wissenschaftliche 
Hausarbeit sowie Klausurar­
beiten angefertigt werden 
müssen, wird zum Erwerb ei.­
nes Leistungsnachweises teil­
weise lediglich die erfolgreiche 
Teilnahme an bestimmten Ver­
anstaltungen verlangt. Da 
Klausurarbeiten Aufsichtsar­
beiten sind, also Arbeiten, bei 
denen eine Kooperation gleich 
welcher Art von vornherein 
unzulässig ist, und da auch bei 
wissenschaftlichen Hausarbei­
ten eine Kooperation verboteI.1 
ist (die Kandidaten müssen 
versichern, daß sie die Arbeit 
selbständig und ohne Benut­
zung -anderer als der angegebe­
nen Hilfsmittel angefertigt ha­
ben), bleibt bei Prüfungslei­
stungen für Gruppenarbeiten 
jedweder Art kein Raum, so­
lange und soweit diese nicht 
ausdrücklich zugelassen sind 
(vgl. § 4 Abs. 1 Satz 2 der Ver­
ordnung vom 22. März 1974). 
Dagegen ist die ZUlässigkeit 
von Gruppenarbeiten bei der 
Erbringung von Leistungs.~ 
nachweisen nicht grundsätz­
lich ausgeschlossen, wenn die 
Prüfungsordnungen bzw. stu­
dienordnungen keine gegentei­
ligen Bestimmungen enthalten. 
Wird indes die Anfertigung ei­
ner Klausurarbeit zum Erwerb 
eines Leistungsnachweises 
verlangt, so ist eine Gruppen­
arbeit, gleich welcher Art, un-
zulässig. . 

111. 
Der Wissenschaftsrat hat sich 
in seinen Em1>fehlungen zur 
Struktur und zum Ausbau des 
Bildungswesens im Hochschul­
bereich nach 1970 (Band 1, Sei~ 
te 74) lediglich dazu geäußert. 
inwieweit Gruppenarbeiten bei 
Prüfungen zuzulassen sind. 
Deshalb gelten seine · Empfeh­
lungen nicht jedenfalls. 
nieh t unmittelbar - für die 
Frage der Zulässigkeit von 
Leistungsnachweisen. Auch 
mein Bezugserlaß vom 4. Sep­
tember 1973 nimmt zu der Fra­
ge, bei welchen Leistungsnach­
weisen eine Kooperation meh­
rerer Studenten zulässig ist, 
nicht näher Stellung, da - sie­
he Bezugserlaß vom 18. Febru-

(Fortsetzung auf Seite 4) 
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Parlamentarischer Endspurt des HR G 
Die Bonner Koalitionspa,l'teien SPD und F~P sind, zum paria.; 
mentarischen Endspurt beim Hochschulrahmengesetz angetreten. 
Nach dem Willen von Bundesregierung un~ Koalition soll das 
Gesetz spätestens am 3. Juli vom Bundestag verabschiedet 
werden. Bis dahin, so hofft man bei der Koalition, werden die 
Beratungen im Wissenschaft!;>ausschuß sowie ~n den ebenfalls ei!.l­
geschalteten Innen- und Rechtsausschüssen 'vollzogen sein. D~r 
bildungspolitische Sprecher der SPD-Fraktion, Rolf Meinecke, 
bet(mte am i2. Juni vor Journalisten in Bonn, bei der abs'ch'ießen-. . ~ 

Das ,Reformgesetz wird nach verschiedene Hochschulorga- , 
dem derzeitigen Stand der ~Be- nisationen ' hatten 'sich nach'­
r atungen gegenüber der Regie- drücklieh gegen 'eine ZUSalll­
rungsvorlage vom veFgange- menfassung von Professot~n 
n.en Herbst einige wesentliche und Assistenzprofessoren in 
Änderungen erfahren. Wenn die Gruppe der Hochschul1eh­
aut;h die ..SPD~Fraktion -unter- '. ,rergewandt un(j "dies als ,-ver7 
strich, !faß es keineswegs ,;faul~ ' f~ssungswidrfg bezeichn,et . ' 
Kom~r-~mis~'E;" ' ~it d~r .oppos~\ ' Na<::h den ~nder4ng&vorscJl1ä:" 
tion,geben wgJde,ß.o 'ist, p1anJ,)e~ .,. gen ~ollen ,die Ho.cäschulg:r;e-

.' d{e~ . :~oalit,ion ~,~u~s<;.I:e,ine,!lp. rriien ' jett.t V?~ ',d.e~ G,ruPP8p. ~ 
, g,:en~ocp',. ' be$.t~,~p,t), ,s~lY)el , WI~ ' .der 'Professoren,< der- Studen ... ' " 
möglich Streitpunl}te aus deIl:1 , ten, der , wissenschaftlichen 
Weg zu räumen. Zu 'den Ände- und künstlerischen Mitarbeiter 
rungsvorschlägen, die zum Teil sowie den Inhabern der Stellen 
auf Formulierungshilfen des für Hochschullehrernachwuchs 
Bundeswissenschaftsministe- und den sonstigen Mitarbei­
riums basieren, meinte der te rn gebildet werden. , Dh~sen 
Parlamentarische- Stqatssekre- Vorschlägeri nat die CDU!CSu . 
tär ' Peter ' Gloti," sie s~ie!1 9-äs , bis auf e~nen, ,P1.lnkt ' zuge- , 
Ergebnis "ko~strtiktive? Na,ch- ('sÜmmt.' , ,E~tsprechend " ipr~r 
denkens". DIe entscheIdenden yörstellung" daß der , Hoch- . 
Ändel'ungsvoreshläge '" 'WurdenschuÜe-hh~rnachwuchs ' zu ' dem . 
zu den ' Bereich~n' Persena1- Bereich wlsseris'chaftliche 'Mlt­
struktur; Mltb'esHmtil'lihg udd " arbeit~r'll'ZähIEhi S-öll klammert 
Hochschulzugang eingebr-aclit. ' sie diE{ v6fi d~r 'SPD/FDP ge­
Der wohl wichtigste 'Punkt' d,a- (wüns'chte' G'ruppe der "Inhaber 
bei- ist, daß', die 'Koalition , auf (i'er stellen 'für HOchschulleh- " 
die Stelle des,' Asststenzpr~)fe~s.- r.ernachwuchs" aus. dieser Liste 
sors vel'zichtet hat. Statt dessen aus. Unterschiedlich sihd ;l1-ach 
spricht ' die :Koaliiiion jetzt da- der $yr;lOp~e , die , Formulie.run- , 
vpn, daß zur : Förderung des gen von cbU/CSU und : SE,DI 
Hochschullehrernachwuchses FDP übet: 'die 'Mehrheit, 'd1'e 
S,teUen , ~hJ:gßr.ichte,t " Iwerden, den : Professöre'n : in den' Erit- ' 
deren ~ppab,errr~e ; ~vfgab,e l ha:- scheidutigsgremien' zukomrii~n 
ben, ",sich durch":l'ätigkeit ,,jn st':Hl.Währe'hd es bei der 'COU/ 
Forschung un.d ,,:{..el;1re für , die CSU heißt, "iri 'allen 'Gremien 
Berufung zum, ,PrQfessor zu mit Eritscheidiingsbefugriissen 
qualifizieren". 'Wie 'Staatsse- " ,'" , 'V~ 
kretär' G lötz :-edau'terte, ' werde i J. !' I "I I , 

den parlament~rischen Behandlu;ng, dieses Rdor,mg,esetzes könne . 
weder 'von Zejtdruck noch von "Durchpeitschen',' die Rede sein. 
Dagegen ,vertrat der CDU-Abgeordnete. AJ1t~m Pfeifer. gegenüber 
dpa die Ansicht, er glaube nicht dar an, daß das Gesetz noch vor 
der Sommerpause' vom Parlament verabschiedet werde. In Oppo­
sitionskreisen wird unterstrichen, daß man auf eine sorgfältige 
Scblußberatung des Gesetzeswerks großen Wert lege und deshalb 
nötigenfalls das Gesetz auch erst ' nach der Sommerpause ver-
abschieden wolle. " , 

:verfüg.t die Gruppe,Eier PI:ofe~­
soren tiber die Mehrheit der 
Stimme.fi",' wiDkt' es ' bei der 
SPD/FDP etwas verklausulier­
ter: "In allen Gremien mit 
~:ntscneidy.ngsbef1Jgnissen ver­
fügt. die .Gruppe der Professo­
ren über die Zahl von Stim- · 
men, d~e ' für dIe (absolute) , 
~ehrl.i,~it erfor~er.}ich und au,s-
reichend -ist." .. "i. I ~ 

Eihig ,i~t ,~an sicklaut Synops'e 
über,die vor, all~m von s,~1:lden­
tischer. Seite, ,abgßleq,nte ,Ein- : 
führung einer Regelstudien­
zeit. Hier heißt es unter der ' 
Rubrik "einvernehmlich": "Die 

,Regelstudienzeit bis zum er­
sten ,berufsqualifizierenden 
Äbschluß son' vier ' Jahre nur 
in besonders 'begründeten Fäl­
l~n ·überschreiten. 'In geeigne­
t~n Fachrichtungeil. '1?ind '$t~- , 
d~~ngä.rige einz~richten, d~e be­
reits innerhalb von drei Jahren 

,z~ einem ers'tim bepifsqUaÜfi- , 
z~e~eI}d~n , A~sc~~\lß führ:en, " 
Noch nicht abschH.eßend-, ge­
kiärt scheint dagegen die erid­
g'jiltige Formulierung des ß;~-

-pitals Ge.samthochschule~ Die 
CDu/csu _ möchte auch die 
letzte , Andeutung gestrichen 
haben, daß die Neuordnung des " 
Hochschulwesens auf die inte­
grierte, Ges'amtho;chschule zü--
laufen soll: ':,' 
So fordert sie, daß 'f)eün' Passus 

" .. ' '.,q , , 

" I ... " : ~ 

, "'~,' .tr, • L .... _r ~ .... , ~ ',...lI 

, ;.. ... t r ., • ~ I \.' , 

,;Durch die Neuordnung sind 
insbesondere zu gewährleisten: 
Ein Angebot , ,von inhaltlich 
Und zeitlich gestuften, inte­
grierten und aufeinander bezo­
genen- Studiengängen ... " das 
Wort "integrierten" gestrichen 

I wird. 
Im Bereich HochschuIzugaiig­
wird , mit wes'entlichen Ände- ' 
rungeI:t zu rechnen ,s~in; Der 
SP-D-Abgeordnete - Wiehert ' 
meinte hierzu, die . im Regie­
rungsenh,vur'f , yorgeseherien 
festen Quotierungen sei~n : 
wahrscheinlich nicht so zu hal­
ten. Nach dem SPD/FDP-Vor­
schlag s.ollen elo." D,I'ittel ; der 
Studienplätze ' -in " Numertis- ­
,clausus,-Fächerri, , für 'soziale 
'Härtefälle, für ;B~werber, die 
si~h 'al,lf Grund entsprecherid~r 
Vorschrifter).' v:erpflich tet ' 'ha-­
ben, ib.reh Beruf iri. Bereichen : 
besonderen . öffentlichen B~­
darfs' ':,auszuüben ' sowie für 
Ausländer und für Bewerber, 
die bereIts ein studium in EH- . 
nem anderen' Studiengang b~~ 
gpnnen oder abgeschloSsen ha,­
ben, ' vorbeha'lten werden: 'Die 
verbleibenden Studienplätze 
sollen , einmal ' überwie-gend 
nach dem Grad' der Qualifika­
tion der Bew~rb~r, zum a,nde,-

, ren nach der Art und Dauer ei­
ner ' ' berufspr<lktisch~n Tätig- ' 
keit, ~le Sf,it .. ~,~ff1, E,:werb d~r 

,',' ! 

Qualifikation :für das gewählte 
Studium ausgeübt worden ist, 

, vergeben werden. Ein bescmde'­
res Gutachten der Schule, was 
gleichfalls in der Diskussion 
umstritten war, wird fallen ge­
lassen. ' 
Unterschiedlich sind derzeit 
noch die Auffassungen ' vön 

' Koalition: und Opposition in 
'der Frage der Studentenschaft. 
Während die Koalition; ' ent-

, sp'rechehd der Regierungsvor­
lage, bei der yerfaßteri Studen­
tenschaft bleiben will, spricht 
die CDU/CSU in ihrem Vor­
schlag dayon, daß an d,en 
fIochschUl'en "Studentenver­
tretungen" gebildet werden. 

, I:.ediglich dort; 'wo das Landes­
recht vorsieht; daß die Studen'::" 

, tep ' einer , Hochsch lÜe eine 's tu­
dentenschaft ' bildeil;soll ' dies 
nach CDU/CSU -Vorstellungen 
möglich sein. Die, Studenten- , 
schaft soll bei der Rechtsauf­
sicht ,der ,Leitung der Hoch­
schule , und -der .',.zuständigen 

. Landesbehörde . , unterstehen. 
Die ,Opposition ,hat zum Them:a 
Studentenschaft,eine Stellung­
nahme ,des , Rechtsaussehusses ' 
erbe.ten ,über ,d.ie Zulässigkeit 
e1'ne'r verfaßten . Zwangskär­
perschaft. ' 
VölliKoffen ist 'gegepwärtig, ob ' 
das HQchschulrahmengesetz 
ordn ungsrech tUche ,Vorschrif­
ten ' enthalten wird., Nach An­
sicht der SPD-Fraktion' soll 
darüber das Plenum des Bun­
destags bei der zweiten ' lind 
~ritten Lesung des· Gesetzent­
wurfs selbst entscheiden. Wie 
verlautet, sind Formulierupgs­
vorf?chläge für derartige Vor­
schrif~ep. vom Bundeswissen- ' 
schaftsm,ipisteripm, vorbereitet 
wor<;len. 

noch nach , eiinem'l -prägna'rlten 1.,,:, h"" " ',j .. '," 1 >L)' !,:.' i 

Begriff gesucht. Der Berichter­
statter der SPD-Fraktion, 
Günter Wich~rt" ", b~~räftigt.e" 
daß diese Korrektur keines~ " 
f3J.~s ,erfolgt sei",;um der eDvl : 

Pro und: 
I.' I I!'\ 

kontra' Gruppel1a~be~f 
GSt;T , entgeget).zukommen". -
Vi~lfnehr' sei der A.ssist~tlzpro:" '(Fortsetzung von Seite ~) 
fessGr"-fal1engelass~n ·, worden, ar', 1974 ~' 'f;u· · 'r"',~ dl·e B" ea' ntwor' _ 
weil;' sich "seine "KonstruKtion , ~ . 
nach '<'len' bisherigen Erfahrun _ t\ini dieser 'Frage :in erster Li­
g~n !lnd nach dem Urteil des 'nie aiejeweilige-P:rüfungsoid­
Karlsruher Bundesveffas- . nung maßgeblich ist. Lassen 
slJngsg~richts zum niedersach:: " dje Prufungsoriitiupgen offen, 
sischen, HochscbulVorschaltge.- unter, welchen Voraussetiun­
setz als "nicht' I]1e,hr zweckmä- 'gen Be~c4einigungen über- die , 
, , '.. . erfolgr,eiche Teilnahme an be-
ßig,~.erwies~n habe,: , ' $t'iinr:nten;, Veran~taltungen 
Wie aus:'''eiiier apä bek'an'ritge;- ~" ausgestellt werden durfen', d. ll. 
wordenen, Synopse HerVorgeht, ob eine Hausarbeit als Grup­
hat die ,Opposition di~ser. Ä!i- p~nl:lrJjeit angefertigt w~rden 
aerung allerdings bisher nicht . darf, 'und-haben 'auch'die Fach::.. 
iug~sti,mmt. ' Sie glledert v'iel'-,; bereich:skonfereriz-en ' keIne 
iti'~J1.r' den, St~lleplnhaber 'für. , RIchtlinien 'in 'Studienordn'ub~ 
den 'Professorennachwuchs mit gen · zwecks ' einheitlicher 
unter den Begriff "wissen- Haridhabung hi 'den Fa~hberei­
schaftlicher Mitarbeiter" ein. ehen beschloßssen, so hat vorab 
Mit der Streichung des Assi-
stem;professoI,'s ; ü;t, : quch ,eine der einzelne Hochs,chullehrer _ 
entscheidehde . Klippe in der', pflichtgemäß Zu entscheiden, ': 
Frag,e der Mitbestimm:ung be- ob und unter welchen Voraus­
seitigt word~n" Opposition wie setzungen ~r ' :skh 'in ' der Lag~ 

\,; ,,_ " , • J 

Gerichtsbeschluß . zum 
politischen Malldat 

t. ", • 

Eine Dokumentation des AStA 
der Universität Freiburg ,zur 
Wohnungslage" in der auch a,11-;­
gemeinpolitische Probleme be­
handelt wurden, bedeutet n.ach 
einer Entschei,du~g <;les , b<;lden­
württeqlberg!scqen ' Verwal­
tungsgerichtshofes, ' jn , Mann­
heim keinen VeFstoß gegen das 
Verbot' qe17 Wahrnehmung eines 
politischen Mandats durch die 

, Studentenvertretung. In , einer 
am , 28. Mai , veröffentlichten 

, Entsch~idung, des, Gerichtsho­
fes l)ieß es, obwohl, in dß-r Do­
kumentation ' allgemeine Pro­
bleme der Wohnungs- und Bo~ 

~ ~, , t, 

denpqlitik behandelt worden 
s~iEm und sie "sogar mit einem 
allgemeinpölitischen Zitat v,0n ' 
Engels" abschließe, sei - die 
Druckschrift dennoch , hoch­
schulbezogen und verstoße 
nicht gegen das ,im August letz­
ten Jahres vom Freiburg~r 
Verwal tungsgericht a usgespro:­
diene Verbot der Inanspruch­
nahme des' politischen Mandats 
du.rch den AStA. , Mit seiner 
Entscheidung wies ,der Verwal;.. 
tungsgerithtshof,' ,die ' Klage 
eines ' Freiburger Studenten 
gegen die Dokumentation ' zu-
rü~( ,~.,' -, ", "", "'.",,. , .1 i"", 

sieht, 'Teilnehmern an einer 
Gruppenarbeit den begehrten 
Leistungsnachweis (Schein) 
auszustellen. Diese Entschei­
dung wird ihm bei additiven 
Gruppenarbeiten leichter fal­
len als bei integrierten Grup­
pena:r:beiten, zumal, er hei er-­
ster.en den Beitrag 'jedes Ein'­
zelnen ;zu benoten vermag. ,,' , 

Im übri~en sollten die Fachbe~ 
reiche in ' den Prüfungsordnun­
gen festlegen, ' wei,che ,Lei.­
stungsnaChwelse wie. vergebe..n 
werden dürfen. , Jedoch 'emp.­
flehlt 'es 'sich; zunächst äie ge­
plante Neufassung der Allg­
meinen Bestimmungen für die 
Diplomprüfungsordnungen 
durch WRK und 'KMK' ao:zu­
warten. 

des Fachbereichs 10 vorge'- seine Fähigkeit zu gemeinsa'-' 
schlagen, erst nach dem mer wissenschaftlicher Arbeit 
Grundstudium zugelassen wer- nachgewiesen hat. Eine Beno.­
den sollten, bedarf bei der Nb!.. tung der Einz~lleistung ert'olgt 
vellierung der Prüfurig~ord- ni:cht. ' 
nungen hoch sorgfältig~rOb , die Leistung des einzelnen 
Überprüfung. ~ ! ' mitentscheidend war für lias 

, =l. Gesamtergebni~, kann der B&-
l,Jnter . Berück~ichtigung , der , treuer auf verscheidene Weis-e 
vom Ständigen Ausschuß I und feststellen. 1 Praktikabel ' et­
gen Fachbe~eicheh '03, 06 un'd ., scheinen mir · die V 6rschlä;ge 
1,0, der Justll,s Liebig:-Universi.,," des Dekans' des Fachbereicl1s 

.,., 10 'in ' seinem Schreiben vorn tät vorgelegten Vorschläge er,.. 
scheinen ' mIr' folgende Ände'- 22.2. 1974 an Sie. Die Gruppe 
rungen der 'die Leistungsriad;l,- legt ein PrbtokoF vor, welches 
weise' regelnden -Vorschriften die . Genese der Arbeit, die Ar'­
als sinnvoll, wobei ich betone, beitsteilung innerhalb der 

Gruppe und die wesentlichen 
daß die folgenden Ausführung Beiträge der Gruppenmitglie­

, nur al~ Anregungen, ni,c.hta'Qer d 
" äls' 'Weisun-gen ZU " versteben"- . er , zum Gesamtergebnis 

,. " ' ' transparent ,macht. 
sind. ': "- . ' ,', Dieses' Protokoll muß vom Be..:. 

2. - - ist Voraussetzung-für den Er- t.reuer.' verifiziert' werden, was 
~ werb eInes Leistungsnachw~i- -Mit dem ' Ständigen Ausschuß ' er J;lur tun ka~n, we.nn er seine 

stimme ich darIn überein, ' daß ses Clie _ Anfertigunw _.einer " Funktion , als 'Betreuer ernst 
Gruppenarbeiten dort ~innvoll , HauSai;?eIt (Semest~~arb~It): so' , '. nimmt., Durch ein Gespr.äcI} 
'selnkönnen; "wo übe~r den Er- ' ~ann ~h~se,, ~Is : a9-d~tIve GruJ>-., mit deri ,Gruppenmitgliedern 
werb und die AnwenduJlg von penarb~It '. angefe,rtI~t werde.~" nach Fertigstellung der Arbeit 
Wissen hjnaus andere Fähig ... , wenn ,slche:geste~lt Jst, 'da,ß ;d~e , wird der Betreuer herausfin­
~eiten gefordert ' werden, ' wie von d~n .E}~zelnell ,ibe~,r:6e~te-: . den< körmen, ob wirklich die 
z. B:- kommunikation, Koope- ' te!.l T~llelmwesenthchen.-selb- Leistung jedes einzelnen Mit.:. 
ration, Diskussion - sowie das ' ~tqpd~g v.~rf~ßt ,:"er?e.n.' .n~,\-1T glieds für das ,' Endergebnis 
gegenseitige ' Frg,gen und in , dann,lst naml~ch .. elI:.e mdlVldu- mitentscheidend war. 
Frage,stellen l:ernen". Sihnvon ,~ ell~ :s.~no~tl~g mo~bc~., ' ;,Mit~htscheidend" heißt nicht, 
kann '{He Gruppenarbeit gleich - , Be,1 m~egnerten GruJ?penar.... , daß alle Leistungen, gleichge:­
weleher Art insbesondere dann beIten 1st folgendes . zu be.ach- wichtig sein müssen. Durch b~­
seirr wenn das Thema zu um- ' - ten: stimmte' Verfahren muß, aber 
fangr€1.ch ist, um ' von einetii ~) Neben die Beiirteilung des · verhindert werden, daß einzel­
einzelnen innerhalb ' eines an- Gesamtergel,misses tritt die.. ne wenig -qualifizierte Studen­
gemessenen Zeitraumes bewäl-.:: I;leurteilang der Leistung der ' ten "im Schutze der Gruppe 
tigt 'we'rden _ zu 'können. Daß Einzelnen zum Gesamtergeb- durchgeschleust" wer,den. 
der studienbegleiterrden Ein-:- , nis. Möglicherweise meint der 
zelarbeit aber > nach ' wie , vor b) Die' erfolgreiche Mitarbeit Ständige Ausschuß _ dasselbe" 
Vorrang zÜko,mmt, ' hat ' der: des ,einzelnen an der Hausa'r- wenn ,er fo~dert; daß sich der 
Ständige Ausschuß zu" Recht beit, darf mir' darin bescheinigt ' verantworthcl1e Hochschulleh­
festgestellt. ' Im Hinblick , auf werden, wenn das Gesamter- ·" rer durch ständige BetreuuJlg 
das S~hiußexamen und die gebnis den mit dem Thema ge- , der Gruppe Gewißheit ver­
Berufspraxis wäre' eine Üher:- stellten ' AnfordeTungen ' voll schaffen muQ, daß alle Teil­
bewerJung von Gruppenarbei- genügt , und 'vom .. Betreuer der ' nehmer, die Leistungen ge­
,ten ~ 'insbesonder:e von inte- ArbeiL festgestellt wird, daß ,·· meinsam erbracht .. haben, In 
gri~.r.ten " ', G:r-upp~nC!rbeiten, (He Leis~ung des einzelnen 'der ~rüfungso~dn~J;lg sollte 
n.icht zu ' vertreten; Ob Grup- ' mitentscheidend für das' Ge- man slch' aber mIt dIeser vagen 
pooa:r.beiten, , wie vom Dekan samtergebnis W~~J uI\d er somit. (. FormulieFung nicht 'begnügen. 



UNI~REPORT 

Sport als Studium Sport als Erholung 
Die universitären Sportanlagen an der GiIinheirli'er 'Landstraße . 

,_wurden Anfang dieses ,Monats, offizielI 'eingeweiht ,un'd der ' 
,Öffentlichkeit-vorgestellt. In Verbinduitg-dafi1:it wurde ein Rü'ck- " 
blick auf -die fa-st 50jährige Geschichte des, Instituts für Leibes- ' , 
erziehung ,gegeben. "> .. 

Erst Ende der fünfziger Jahre 
wurde zwi'schen -der Un'iversi­
tat, der Stadt Frankfurt und 
dem Land Hessen vereinbart, 
die universitären, SpQrt~nlagen 

- an der Ginnheimer Landstraße 
zu errichten: Grundstücker­
werbsverhandlungen, Enteig­
nungsverfahren, Vorentwüde, 
Raumprogramme, Kosten­
sc~ätzungen, Finanzierllngs­
schwierigkeiten, , wechselnde 
P~ioiitätensetzungen de~Ent­
scheidungsgremien , inner halb 

-und außerhalb der Ur!1versitia 
verzGgerterr ~en Ba,ubeginn' fast 
ein Jahrzehnt. ',,' 

In diesen Jahren der Vorberei­
tung auf die Bauverwirkli­
chung wurden von Mitarbei­
tern des Bauamtes und des In­
stituts für ' Leibesübungen viel 
Energie und Arbeitskraft ,imfe­
stiert. .Man muß in die'sem Zu-

,sammenhang daTan 'erinnern, 
daß, das Raumprogramm auf 

" die Kapazität von 300 Fac~stu­
,denten der Gymnasial-Lehrer­
:ausbildung des -damaligen ' In­
stituts für LeibesübuI'lgen aus­
gelegt war und 'die Belange, der 
spor~motorischen Übungen des 
Freizeit- und Wettkampfspor­
tes aller Studenten derUniver­
sität berücksichtigte. ' ' 
D~ß der Raumbedarf der da­
maligen Hochschule für ,Erzie­
hung keine Planungsgrundlage 
war und lediglich sechs ~:aurne 
für Mitarbeiter 1964 durch Er­
laß nachträglich in das Projekt 
hineinkamen, macht sicll 'heute 

,als Mangel bemerkbar (Feh­
len von Seminarräumen, 
Kleingruppenräumen, Mitar­
beiterräumen, Besprechungs-
zimmer u. ä,). ' 
Nach Ausbaugenehmigungen 
von 1965 und vom 26. Oktober 
1967 wurde der Bau am 26. Au­
,gust 1968 begonnen. 
Das Bauvolumen umfaßte im 
ersten Bauabschnitt d?s Insti­
tutsgebäude und das, Werk­
stattgebäude. Dieser Bauab­
schnitt wurde bis zum ~p:r~l 
1972 fertig und konnte zur Be­
nutzung übergeben'werden. 
Nach wiederholt g~führten 
Verhandlungen stimmten die 
Finanzträger ' Bundesr~publi-k 
Deutschland, Land Hessen und 
Stadt Frankfurt auch dem völ­
ligen Ausbau des Übungsstät­
tengebäudes z:u. Es konnte im 
vergang,enen 'Sommer ,in ' Be,.. 

tr:ieb genomm~~ w~~d~n ' und 
umfaßt u . a. · einEm Konditions"­
Schwerathletikraum, ' eine 
Fechthall,e, einen sportmotori-

, schen Diagnoseraum, ' eine 
Spielh::rlle, Turn- und Gymna-

, st ikhallen sowie ,) eih ' Mehr­
schwimmbecken und 'eine Sau-
na; , . .. , 
Um den Übungsbetrieb auf uni-

r l v.e:rsHätseigenen ,-Anl'agen:· iim 
Freien zu ermöglichen, : wird 
gegei)'wärtig der Ausbau q~r 
Auß,enanlage betrieben. ~, Die 
erste Äusbaustufe soll einen 
Kernph~tz;, ein . '!'febertt'e,ld',: ein ", - , , , 

DK~e~nsIPil~~fteld, d,zW~i ' GTeb~P,idfi- I~ :(jb~hgS.stä~.tengeb~u~e b~finde~ ~i~ it,eben ~jner g,roßzügi~~~ SPlell1al.le~elu:e~~ weiterke ' SI;l~J.;t-
, ?'ppe p c: jle un , e~n ~; ß1,l, e raUIne sowie em SChWIInn'l'becken. ' ' , - , , _ 
mit ZweI , Mehrzweckraumen -' .-" , ' : . ' ! , 

, fü:r: ' Seminare, ' kleingr~pwin " ' , ' ,,' < " , ~ "'" 11.' I, 

l;>zw~ .' Le,h,r gangpv.nt~rrlid~ t, ~~- '1' ' i I ~.l 
, ~E1n : ~uf,entha1tsr;;l1,im, G~r~~e- Ginnheinier Landstraße! ; sind ' (Breitenspdrt)' ' und tar , Wett-~~it~pqr~ ,ziel;t : hi;,Sj.t,' 'a.u,f" 'L~i-

, ~~'l;lffi~, e,ine-,Platzwq:rt;v,v.phnUI)g 'das ZE!ntfUm 'für ' 'HochsCllul- ' kampfspbrt. Im , 'S'inne ' eiries stung, sonde~n ,, ~uf Enispan­
,umfassen, DeI; Antrag ,a.uLGe- , sport' tIer Universität, das: vor Sportan:g,eb'öts für alI~ -wtrd :p,upg, Erlebnis,. ,Spaß ,und. Gff-' 

,. ~e?mig.ung :dies~~ Teiles,:läuft tiine~ J 'ahr' gegründet ,wurde 'q'eth F'rei~eit- ~rid Erh,ol~q~- s~Hig~eH.", ,,' ,', I ' 

,zm Z;el,t. 4~u].~Fort~~1ll~eIb~Ilg und auS der Abteilurig FfeiwÜ- SpOTt Vorrang ,vor dem , Wett- Im ' Bereich Wettkampf!';,pott 
d~r , Ba.uma~nahme : 'Hlrt , dal? liger Studentensport 'd~s ehe- ~~:mp~sport ~iI'lgeräumt: ' .. ' beteiligt, sicht qie Universität 

,ZIel, das-ca, zehn Hektar große " 1" :' I' , t't i" f" '" L-" 'b" 4'. ' Un'tor' F' re~'zeI't- , und Erho-' .. " , :, ... ,~ ... ' ma Igen ns 1 u s · ur , eI, es-.... ' FrankfurtlM: in' '16" Spottarten ' 
Ge)a~de als . ,gportfl<;iohe zl:lr erziehung- hervörgegangen:' ist, 1ungssport l verstehen wir 'ein an den Deutschen Hochschu1-

,Y.erfugung zu _ habe~ ' :.und , eIn sGwiedas'Instittitfür-Srort.urid cnn.rtprognamm, das sich 'an mel·~terschaften._ In Frauen-Ba-llenbad ,mit. einem7:'Z5-Me- " . ""', . UI:'~., ., -
' ter",Becken' zu ' errichten wird S:por~lssenschafterr' der Um- Kategorien wüi Freiwilligkeit, 'Basketball j in " Leichtathletil$:, 
iiir ',die ,Jahre , '~ach Hri6' ang'e-- ' ver:sität, da$ ,e~ne ständige ~e- Selbstbestitnmung, ' Spon..tanel- in Karate; Fechten, Boxen-,uI'Id 

, strebt. " ,', triebseinneit des Fa~hbereicb,s 'tät ' und ' Improvisation' orien- Ruder~n wu~den im Laufe, \d€i!r 
Ntitzer, der' Anlagen;' an 'der Erziehungswiss€mschaften ilj>t:i' ' tiert. ,'" ' " letzte~ Jahre mehrere 'Deqt-

, ' " v " ,'" ,', ' '. "~I .' " ", ~. Im Freizeit"': und Erhölung~- ,sch~:aochschulmeisterschaften 
(i ,-' ,. "J \spbrt ' sehen wIr' ei1)l 'Feld ' für e,rrungen . '. ,', ., I • ' i ,: 

-Z~nt:ru.n ~ütJ;lO,chs~hl.dspoi~ - "" L, ,";<::, \,' !:<,,'/:\: 'spi,eleriscli-spo~t11.che Akti~i- Fester und",wiChtiger Bestand-

D~s Zen trUIn fÜ~'?~~S~~~l~p'6rt 
versteht sich a~s ~02;ialeinr~c~­
tung der Gesarrituniversität. 
Einen besonderen " Schwer­
punkt seiner Arbeit sieht es in 
der Entwicklung und Bereit-

, stellung von sportorientierten 
Freizeit- und Erholungspro~ 
gramm~n. Das ,Zentr1;lm fijq.rt 
während des Sem sters' 'unge- ' 

,fähr 150 und während der Fe­
rien ungefähr 80 Sportzeiten 
wöchentlich durch; die von 
über 3500 registrierten , Teil­

,nehmern regelmäßig, ( ~ min-
dest~ns einmql pro W0che), ber­
sucht werden. 
:Unter den 3500 Teilnehmern 
sind ca. 2500 Studenten, 400 
nichtstudentische Mitglieder 
der Universität (Hochschulleh­
rer, wissenschaftliche Bedien­
,stete, n~chhvissen:schaftliche 
Bedienstete) sowie ' über '6'00 
Gäste, die ' nicht der' UniverSI­
tät FrankfurtYMairi ani~~~r~n: 
Damit stellt sich das Zentrum 
für HQchschulsport als' ~irie der 

~ • c .~. ~ ' . \.: 

"t~i't, rtlcht-rolI~nbestiD:\mte ''-So',:' teil 'des' 'wettkampfprogl'am~s 
g;r?ß~en , t1,ir~~,stIeiit~~gs~i~- ", zicl,i~oh~'~kie Uj).d, ~omIDunik~- '<ies ' Zentrums ' fU!' lt6chscllü1-
richtungen auf dem Gebiet des ' ~ives Handeln. '", ,', " d' , , , -, " I ' " 

'6,:, ,lt,' r'eize,it- und, Erholungs- spo~t,ist ie D~rc~fülv~ung lY;?p Fre~zei~- und ,Erholungl'jsports ' " 1<' d h 't b 
in Frankfurt dar. sport kann auf jeder Ebene der "': teun sc ,af s eg~gnungen ,:" 
Die Leitlinien der Konzeption sportmotorischen Kompetenz D)..it , deuts~l1en \ und, .ausländ~­
für den Hochschulsport lassen ' betrieben werden. Denn Frei- I scben, tIniver.eitätenr; " r"f 1 

sichthesenartigso zusammen- , (r! I ",kt ' .. )', ) ;,'~''';~l 
fassen: ,', ;} "",,; 
1. Das Zentrum , für Hoch­
schulsport versteht 'sich ' als > 
Freizeit- und Erholungsein­
richtung für alle Mitglieder 
der Universität. ' Hochscnul:.. 
sport -ist Betriebssport. ",' " 
,2'. Hochschulsport als Be'­
triebssport möchten einen Bei­
,trag, leisten zur inneruniversi­
tären ' Verflechtung der ver­
schiedenen Statusgruppen. 
Darüber hinaus sollen alle 
Möglichkeiten einer erweiter­
ten Verflechtung von Univer­
sität und außeruniversitären 
Bevölkerungsgruppen aüsge-
schöpft werden. , 
3. Das Sportprogramm ' d~s 
'Zentrums umfaßt Angeoote, für 
Fteizeft-' und Erholungssport 

. .. .' -' .. ' 
SChwimmunterrichtfür Kiri'der. 

Institut für Sport- und Sport,wioss~~sc~af~en , 
,.'.; 

Das Institut fÜr' Sport und 
$portwissenschaften ist , die 
Betriebseinheit VI des Fachbe­
reichs Erzüihungswissenschaf­
ten der Universität Frankfurt 
und nimmt die Aufg-aben der 
Forschimg und .. Lehre ' wanr. 

,- Gegeflwärtig -'st udiel'en in die­
ser Betriebseinheit r und , 1000 
Fachstudenten, deren Berufs­
ziel fast ausSchließlich die . 
Sportlehrerqualifikation für 
verschiedene Schulstufen ist 
,(run<~ .380 Gymnas~allehrer, 520 
;Haupt- und Realschullehrer 
und' rund 120 Grimdschuileh­
rer). 
Das Institut gliedert seine 
sportwissenschaftliche~ Auf­
gabenbereiche formal und in­
haltlich ' in 'Sportwissenschaf -
ten I, II, III. Die Sportwissen­
schaftert i umfassen die sport­
pädagogischen" sportdiqak'ü­
schen, sportpsychologischen, 
sP9r~soziQlogisühen und SPoI.'t­
historischen Aufga bel1felder, 
die Sportwissenschaften II 

d'es sports, ' Leistungsmedizili, 
Sensoinotdrik,) SportmedIziii " ~ 
Funktionelle Anatomie, Lei­
stungsphysiologie, Sporttrau­
matologie - und die Sportwis­
senschaften UI allgemeine und 
speilielle , ' ,Tralningswissen -
'schatteh lind- ' angewandte 
SpQrtdidaktik. " 

Fechten-gehöFt auch ins Programm' des Zentrums. Fotosl 'Reisig Sportkinesiologie/Biomechanik 

Forschungsschwerpunkte .. ;lie­
gen gegenwärtig- auf den' G~­
bieten Sportkinesiologie, 
Sportpsychologie und Spo'rt- ' 
pädagogik - (Curriculum), ' also 
vornehmlich in Bereichen, die 
durch personelle (Professuren 
in Sportkinesiologie, Sportpsy':" 
ch6logie, - $portpä~agogik, 
Sportdidaktik und materielle 
Ausstattung die Voraussetzun- . 
gen dazu bieten. 'Für drei wei-;­
tere Professuren '(Sportsoziolo­
gie, Sportpädagogik, Trai­
ningswissenschaften) sind- seit 
längerer Zeit Berufungsver­
fahren im Gange. Eine Profes­
sur SportmediZin wurde wie­
derhölt 'bei Haushaltsanmel­
dungen gefordert, bisheI' je­
doeh 'ohne Erfolg. 
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In der Abteilung für Molekularbiologie des Zentrums 
für Biologische Chemie der Universtität ist ab 1. Juni 
1974 die Stelle einer 

TECHNISCHEN ASSISTENTIN (BAT Vb) 
zu besetzen. 
Die Tätigkeit umfaßt die Reinigung und Charakteri­
sierung der Enzyme und Makromoleküle aus Human­
und tierischen Tumoren. 
Bewerbungen werden erbeten an Herrn Prof. Dr. P . 
Chandra,6 Frankfurt 70. Theodor-Stern-Kai 7. 

In der Ständigen Wissenschaftlichen Betriebseinheit 
Institut für Schulpädag'ogik der Sekumlarstufe im 
Fachbereich Erziehungswissensehaften ist zu besetzen 
eine 

DOZENTUR (H 2) 
FÜR UNTERRICHTSTHEORIE 

'unter besonderer Berücksichtigung der Arbeits- und 
Sozialformen des Unterrichts und des Zusammen­
hangs von Unterrichtsmethodik und Medien. 
Erwünscht sind: Schul- und Unterrichtserfahrung und 
Kenntnisse im Bereich der Kommunikations- und In­
teraktionstheorie. 
Bewerbungen sind bis zum 20. Juli zu richten an den 
Präsidenten der J. W. Goethe-Universität Frankfurt. 

In der Zentralen Datenverarbeitung' der Universität 
Frankfurt ist die Stelle einer 

VERWALTUNGS ANGESTELLTEN 
(SEKRETÄRIN) 

ab sofort zu besetzen. 
• Die Bewerberin sollte gute Schreibmaschinen- und 
Stenokenntnisse haben, Organisationstalent besitzen, 
an EDV - und Verwaltungsarbeiten interessiert sein. 
Vergütung nach BAT VII mit Aufstiegsmöglichkeiten 
nach BAT VI b. 
Weitere Informationen über Herrn Sanader, Tel. 0611/ 
798-2832. 
Bewerbungen sind zu richten an. den 
Kanz-~er der J. W. Goethe-Universität, 6 Frankfurt am 
Main, Schumannstraße 58. 

Für die Abteilung Zentrale Datenverarbeitung' suchen 
wir zum sofortigen Eintritt einen 

EDV -ORGANISATOR 

und einen 
ANWENDUNGS- bzw. 
SYSTEMPROGRAMMIERER 

Anforderungen: 
Abgeschlossenes Hochschulstudium 

- Erfahrung in der Entwicklung von EDV -Verfahren 
- Kenntnisse in den Programmiersprachen COBOL-
ANS und/oder ASSEMBLER 
Aufgabegebiet: 
- Verantwortliche Mitarbeit am Aufbau eines Hoch­
::;;chul-lnformations-Systems: u. a. Lohn- und Gehalts­
wesen, StudentenverwaltpJ:.lg, Telefonrechnung, Wahl­
angelegenheiten, Materialwirtschaft, Personalverwal­
tung - ,-

- Umstellung auf das IBM-System 370/125 DOS/VS 
Wir bieten neben den üblichen Leistungen des öffent­
lichen Dienstes ein angenehmes Arbeitsklima und ein 
interessantes und vielseitiges Betätigungsfeld. Vergü­
tungnach Gruppe II a BAT. 
Weitere Informationen über Herrn Sanader, Tel. 06 11/ 
798-2832. 
Bewerbungen mit Lebenslauf, Lichtbild und Zeugnis­
abschriften sind zu richten an den 
Kanzler der J. W. Goethe-Universität, 6 Frankfurt am 
Main, Schumannstraße 58. 

Im Fachbereich Biologie (Botanik) sind ab sofort 
2 HALBTAGS STELLEN FÜR 
LABORANTINNEN, (BAT VII) 

zu besetzen. 
Voraussetzung: Chem,isch-Biochemische Ausbildung. 
Fachbereich Biologie, "Ffrn" Siesmayerstraße 70, Tele­
fon 798 - 47 43. 

Am Ostasiatischen Seminar der J. W .- Goethe-Univer­
sität Frankfurt am Main, Abt. Sinologie, ist zum 1. 3. 
1975 die Stelle eines 

LEKTORS FVR CHINESISCH 
(Verg.-Gr. BAT lIa) zu besetzen. 

,Aufgabengebiete: Der Stelleninhaber soll selbständig 
Kurse für Neuchinesisch, b egleitende Übungen für 
Altchinesisch sowie Konversationsübungen und Lek-
türe-Kurse für Fortgeschritten e abhalten. . 
Er ist außerdem verpflicht.et, an den übrigen Aufgaben 
der Betriebseinheit (z. B. Katalogisierung chinesischer 
Bücher usw.) und an der F0rschung angemessen mit­
zuwirken. 

Voraussetzungen für die Einstellu:o.g: 
a) Beherrschung des Chinesischen als Muttersprache, 
b) Abgeschlossenes Studium an einer chinesischen 
oder deutschen Hochschule, möglichst Promotion. 
c) Gute Deutschkenntnisse, 
d) Erfahrungen im Sprachunterricht. 
Bewerbungen mit Lebenslauf und Zeugnisabschriften 
werden bis zum 1.8. 1974 erbeten an Prof. Dr. Dr. 
Tsung-tung Chang, 6 Frankfurt -Main, Poststelle der 
Universtität. 

Im Fachbereich 2 - Professur für Didaktik der Wirt­
schaftswissenschaften - ist die Stelle einer 

WISSENSCHAFTLICHEN HILFSKRAFT 
OHNE ABSCHLUSS 

zu besetzen mit de'm Aufgabengebiet : Hilfsarbeiten in 
Lehre und Forschung und in der Sf!minarverwaltung 
(Stunden: 40 monatlich). 
Bewerbungen bis spätestens 28. Juni 1974 an die Pro­
fessur für Didaktik der Wirtschaftswissenschaften, 
6000 Frankfurt/M. , Mertonstraße 17. 

An der Universität in Trier, an der zur Zeit ein wirt­
schaftswissenschaftlicher Studiengang eingerichtet 
wird, ist zum 1. 10.1974 die Stelle eines 

WISSENSCHAFTLICHEN MIT ARBEITERS 
zu besetzen. Sie ist der Professur für Volkswirt-· 
schaftslehre unter besonderer Berücksichtigung der 
Sozialpolitik zugeordnet. 
Aufgabengebiet: Mitwirkung beim Aufbau eines neu­
en Studienganges und der dafür erforderlichen Ein­
richtungen, Mitwirkung bei der Vorbereitung und 
Durchführung von Lehrveranstaltungen im Grund­
und Hauptstudium. 
Einstellungsvoraussetzungen: Abgeschlossenes wirt­
schaftswissenschaftliches Hochschulstudium, gute 
Kenntnisse in Volkswirtschaftslehre (Theorie und Po­
litik) Erwünscht sind Kenntnisse in Sozialpolitik. 

Die Einstellung erfolgt im Angestelltenverhältnis auf 
vier Jahre. Besoldung nach A 13 LBesG. 
Bewerber wenden sich bitte an Professor Dr. D. Schä­
fer, Up.iversität Trier-Kaiserslautern in Trier, 55 
Trier, Schneidershof . 

Im Fachbereich Religionswissenschaften, Betriebsein­
heit Katholische Theologie, Arbeitsgebiet Religions­
philosophie, ist die Stelle eines 

WISSENSCHAFTLICHEN BEDIENSTETEN 
(BAT IIa) 

voraussichtlich zum 1. 9. 1974 zu besetzen. 
Bewerber sollen ein abgeschlossenes theologisches 
Studium (StaatsexameIl oder Promotion) und Kennt­
nisse in Religionsphilosophie und Religionssoziologie 
nachweisen. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen richten Sie 
bitte bis zum 31. 7. 1974 an Prof. Dr. Deninger, 6 
Frankfurt/Main, Senckenberganlage 13-17. 

Am Deutschen Seminar ist die Stelle eines 
WISSENSCHAFTLICHEN BEDIENSTETEN 
(BAT IIa) 

ab sofort zu besetzen. 
Arbeitsbereich: Literatur und Sprache des deutschen 
Mittelalters und der frühen Neuzeit. 
Aufgaben: Unterstützung der Hochschullehrer im Be­
reich der Lehre. Mitarbeit im Rahmen laufender For­
schungsproj ekte. 
Qualifikaitonen: Staatsexamen oder Magisterexamen, 
bzw. Promotion. 

Der Bewerber sollte sich nach Möglichkeit durch eige­
ne Arbeiten im Bereich der Literatursoziologie des 
Mittelalters und der frühen Neuzeit ausgewiesen ha­
ben. 
Bewerbungen sind an die Geschäftsführung des Deut­
schen Seminars zu richten. Bewerbungsschluß : 29.6.74. 

Am Institut ,für Kriminologie der Johann Wolfgang 
Goethe-Universität im Fachbereich 1 (Rechtswissen­
schaft) sind zum 1. 9. 1974 

ZWEI STELLEN FÜR 
WISSENSCHAFTL. HILFSKRÄFTE 

zu besetzen. 
Aufgabengeoiete: Mitarbeit an der Erstellung der 
Dokumentation, der Bücherei sowie der wissenschaftl. 
Arbeit des Instituts. Voraussetzungen: abgeschlossenes 
Studium der Rechtswissenschaften, möglichst mit 
überdurchschnittlichen Leistungen insbesondere auch 
in den Fachgebieten des Instituts. 
Die Vergütung erfolgt in Höhe von 50 v. H. der Dienst­
bezüge der 1. Dienstaltersstufe der Besoldungsgruppe 
A 13HBesG. -
Bewerbungen sind bis zum 15. Juli 1974 mit den 
üblichen Unterlagen an den Direktor des Instituts für 
Kriminologie, Prof. Dr. Friedrich Geerds, 6 Frankfurt, 
Senckenberganlage 31, zu richten. 

Im Fachbereich Wirtschaftswissenschaften, Abt. für 
Theorie und Politik sozialistischer Wirtschaftssyste­
me, wird zum 1. Oktober 1974 die Stelle einer 

SEKRETARtN (BAT VIb) 
frei. , .Erwartet werden gute Schreibmaschinenkennt­
nisse sowie die Fähigkeit zur selbständigen Erledigung 
organisatorischer Aufgaben. Kettenhofweg 101, Tel.: 
798-3659. 

Am Dekanat des Fb 11 der Universität Frankfurt (M) -
Ost- und außereuropäische Sprach- und Kuliurwis­
sensehaften - ist zum 1. Sep. 1974 die Stelle einer 

SEKRETÄRIN -
zu besetzen; Vergütung nach BAT Vlb. 
Aufgabengebiet : Selbständige Tätigkeit und Schreib­
arbeiten für die Dekane; Englischkenntnisse er­
wünscht. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind bis 
zum 15.7. 1974 zu richten an das Dekanat des Fb 11, 
6 Frankfurt am Main, Georg -Voigt-Str. 6, Tel. 798 28 64. 

UNI-REPORT 

Am Seminar für Didaktik der Französischen Sprache 
und Literatur ist voraussichtlich zum 1. September 1974 
die Stelle eines 

LEKTORS (LEKTORIN) 
- BAT II a - zu besetzen. 
Bewerber sollen imstande sein, Lehrveranstaltungen 
(10 Stunden pro Woche) zur Frankreichkunde (insbe­
sondere zu politischen, sozialen und wirtschaftlichen 
Fragen des heutigen Frankreich) und zur neueren 
französischen Literatur zu halten. 
Sie sollen mindestens die Prüfung der "maltrise 
d'enseignement" erfolgreich abgelegt haben. Bewer­
bungen unter Beifügung der üblichen Unterlagen wer ­
den erbeten an die Geschäftsführung des Seminars fü r 
Didaktik der Französischen Sprache und Literatur, 
6 Frankfurt, Georg-Voigt-Str. 4. 

Im Fachbereich Rechtswissenschaft sind für das Win­
tersemester 1974/75 (Monate Oktober 1974 - Februar 
1975) Stellen für 

AKADEMISCHE TUTOREN 
und/oder 

STUDENTISCHE TUTOREN 
in folgenden Lehrveranstaltungen zu besetzen (in 
Klammern: Hochschullehrer): 

1. Zivilrecht I (Loewenheim, Finger, Sellert) 
2. Strafrecht I (Schöneborn, Klose) 
3. Öffentliches Recht I (Meyer) 
4. Zivilrecht II (Rehbinder) 
5. Strafrecht II (Hassemer) 
6. Öffentliches Recht II (N. N.) 
7. Zivilrecht II! (Simshäuser, Wolf) 
8. Strafrecht II! (E. A. W olff) 
9. Öffentliches Recht III mit Übungen (Faber) 

10. Einf. in VVirtschafts- und Arbeitsrecht 
(Hart, Dorndorf) 

11. Wirtschaftsrecht (Mertens) 
12. Unternehmens- u . Gesellschaftsrecht mit Ü bungen 

(Kornblum) 
13. Methodenlehre II (Koch) 
14. Wissenschaftstheorie (Simon) 
15. Privatrecht für Wirtschaftswissenschaftler 

(Kornblum) 
Weiterhin sind für das Wintersemester 74/75 S tellen 
für 

WISSENSCHAFTLICHE' HILFSKRÄFTE 
MIT ABSCHLUSS 

und/oder 
WISSENSCHAFTLICHE HILFSKRÄFTE 
OHNE ABSCHLUSS 

bei folgenden Hochschullehrern mit dem Aufgaben­
gebiet Vorkorrektur zu besetzen (in Klammern: L eh r ­
veranstaltung) : 

1. Pflug (Zivilrecht IV) 
2. Simitis, Weiss (Arbeitsrecht mit Übungen) 
3. Schmidt (Öffentliches Recht mit Übungen 

für Fortgeschrittene) 
4. N. N. (Examensklausurenkurs im Zivilrecht) 

Bewerbungen sind bis zum 30. Juni 1974 schriftlich an 
die jeweiligen Hochschullehrer oder an das Dekanat 
zu richten. 

Im Fachbereich Rechtswissenschaften bei der Profes­
sur für Wirtschaftsrecht, Umweltrecht, Bürgerliches 
und Internationales Privatrecht ist ab 1. August 1974 
die Stelle einer 

SEKRETÄRIN (BAT VI b) 
zu besetzen. 
Gewünscht werden: einige Englischkenntnisse sowie 
gute Schreibmaschinen- und Stenokenntnisse. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind b is 
zum 15. Juli 1974 an die Professur für Wirtschaftsrecht, 
Umwelt recht, Bürgerliches Recht und Internationales 
Privatrecht, 6 Frankfurt a. M., Senckenberg-Anlage 31, 
Telefon 7 98 - 33 90, zu richten. 

Im Fachbereich Geographie (18) der Johann Wolfgang 
Goethe-Universität Frankfurt ist im Geographischen 
Institut, BE Kulturgeographie eine 

DOZENTUR (H2) FüR KULTURGEOGRAPHIE 

?b sofort zu be.setzen, 
Vom Bewerber wird erwartet, daß er sich in Forschung 
und Lehre im Bereich der Stadt- und Sozialgeographie 
ausgewiesen hat und mit den Verfahren der empi­
rischen Sozialforscbung vertraut ist. Als regionaler 
Schwerpunkt der Arbeiten außerhalb Deutschlands ist 
das westliche Europa erwünscht. Die Lehrtätigkeit 
wird sowoh1 die Ausbildung ·von Lehramtskandidaten 
als auch von Diplomgeogr.aphen umfassen. 
Voraussetzungen: Promotion und Lehrerfahrungen in 
Kulturgeographie an der Universität. 
Bewerbungen sind zu 'richten an den Dekan des Fb 18, 
6 Franlpfurt am Main, Schumannstraße 34 a. 

Instituts-Sekretärin mit · zwölf Jahren Universitätser­
fahrung wünscht sich innerhalb der Fachbereiche zu 
verändern. 
Rückfrage in der Personalabteilung des Kanzleramtes, 
Te. 7 98- 32 24. ' 
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800000 Studienplätze bis 1978 Umweltschutz-Preis 1974 
Andeutungen des Bundeskanz­
lers Helmut Schmidt, im Zuge 
von Sparmaßnahmen mögli­
cherweise auch die öffentli­
chen Mittel für den Hochschul­
bau zu strecken, sind beim 
Wissenschaftsrat nicht ohne 
Beachtung geblieben. Der Prä­
sident des Wissenschaftsrats, 
Prof. Dr. Theodor Heidhues, 
erklärte vor Journalisten, die 
Rahmenpläne für den Hoch­
schulbau könnten zwar eine 
"gewisse Streckung" verkraf­
t en, doch hoffe er, daß das 
"Steuer" in diesem Bereich 
nicht total herumgeworfen , 
werde. 
Prof. Heidhues legte die am 
10. Mai vom Wissenschaftsrat 
auf seiner Sitzung in Berlin 
verabschiedeten Empfehlun­
gen zum vierten Rahmenplan 
für den Hochschulausbau vor. 
Sie beinhalten, die Hochschu­
len von gegenwärtig rund 
600000 Studienplätzen auf rund 
800000 Studienplätze bis 1978 
auszubauen. Zur Verwirkli­
chung dieses Zieles sind nach 
den Anmeldungen der Länder 
für die Jahre 1975 bis 1978 Auf­
wendungen von jährlich vier 
Milliarden Mark oder insge­
samt etwa 17 Milliarden Mark 
notwendig. 
Die Länderanmeldungen sehen 
un ter anderem einen Ausbau 
der Geistes- und Sozialwissen­
schaften um 90000, der Natur­
wissenschaften um 50 000 und 
der Ingenieurwissenschaften, 
um 30000 Studenplätze vor. 
Für die Pädagogischen Hoch­
schulen wird dagegen nur ein 
vergleichsweise geringer Aus­
bau um etwa 12 000 Studien­
plätze anvisiert. Heidhues sag­
te dazu, man könne über die 
kürzlich vorgelegten Zahlen 
der Länderfinanzminister zwar 
streiten, doch werde man de 
facto bis zum Ende der Siebzi­
ger Jahre einen Lehrerüber­
schuß erhalten. Die Beschrän­
kung des Ausbaus der Pädago­
gischen Hochschulen ist nach 
Auffassung des Wissenschafts­
r ats angesichts des sich ab­
zeichnenden Lehrerüberschus­
ses, insbesondere für die Pri­
m arstufe und die Sekundarstu­
fe I, gerechtfertigt. Der Wis­
senschaftsrat verwies darauf, 
daß man vor dieser generellen 
Entwicklung. nicht die Augen 
verschließen dürfe, da sonst 
die Gefahr bestehe, daß die 
Lehramtskandidaten in eine 
Sackgasse gerieten. Einen Leh­
rermangel werde es allerdings 
noch in bestimmten Fächern 
geben, darunter vor allem an 
Berufs- und Gewerbeschulen 
sowie in den musischen Fä­
chern und im Schulsport. 
Trotz der im vierten Rahmen­
I?lan vorgesehenen Erweite­
rung der Studienplatzkapazität 
um ein Drittel wird an den 
Hochschulen auch 1978 noch 

eine erhebliche Überlastung 
der räumlichen Kapazität er­
wartet. Der Grund hierfür 
wird vor allem darin gesehen, 
daß nach den gegenwärtig er­
kennbaren Entwieklungsten­
denzen die Zahl der Studienbe­
werber weit stärker steigt, als 
bisher angenommen. Gegen­
wärtig liegt die Zahl der Be­
werbungen bei 160000 jährlich. 
Es wird angenommen, daß sie 
bis 1978 auf mindestens 235000 
steigt. Der im Bildungsgesamt­
plan vorgesehene Anteil der 
Studienanfänger von 22 bis 
24 Prozent eines Geburtenjahr­
ganges wird damit in der obe­
ren Ban<!lbreite bereits 1976 er­
reicht und 1978 mit rund 
27 Prozent eines Jahrganges 
wesentlich überschritten sein. 
Nach Meinung des Wissen­
schaftsrats würde die Einhal­
tung des Bildungsgesamtplans 
es erforderlich machen, 1978 
etwa 48 000 Studienbewerber 
abzuweisen. Voraussetzung 
wäre allerdings ein umfassen­
des und geschlossenes System 
von Zulassungsquoten für alle 
Fächer und Hochschulen. In 
welchem Umfange es möglich 
sein wird, Studienbewerber 
abzuweisen, hängt nach Auf­
fassung des Wissenschaftsrats 
aber auch davon ab, welche at­
traktiven Alternativen den 
Abgewiesenen geboten werden 
können. Noch sei es offen, ob 
es gelinge, bis 1978 hinreichen­
de Berufsausbildungsmöglich­
keiten für Abiturienten außer­
halb der herkömmlichen Hoch­
schulen zu entwickeln und 
wieweit diese Möglichkeiten 
tat sächlich zu einer Senkung 
der Studienbewerberzahlen 
führen werden. 
Der Wissenschaftsrat machte 
deutlich, daß Abiturienten, die 
in den nächsten Jahren die 
Schule verlassen, nicht in je­
dem Falle damit rechnen kön­
nen, daß sie nach dem Studium 
auch die "akademischen Posi­
tionen" erreichen, die Hoch­
schulabsolventen früher tradi­
tionell offenstanden. Wie Prof. 
Heidhues erläuterte, gebe es 
bisher zwar keine Anzeichen 
für einen Ruckgang der Ge­
samtnachfrage nach Akademi­
kern, doch müßten sich die 
Studienabsolventen darauf 
einrichten, nur "bescheidene­
re" Positionen erhalten zu kön­
nen, wobei sie allerdings auch 
mit Abwehrtendenzen derjeni­
gen nicht akademisch gebilde­
ten Arbeitskollegen rechnen 
müßten, die solche Positionen 
durch innerbetrieblichen Auf­
stieg zu erreichen suchten. 
Vor allem in drei Punkten hält 
der Wissenschaftsrat Ände­
rungen für notwendig: 
• An den Hochschulen sollte 
sich die Ausbildung der stu­
denten nicht länger an über­
kommenen Fachgrenzen, son-

Wichtiges in Kürze 
Dortmund - Die Lage an den 
nordrhein-westfälischen Fach­
hochschulen hat ' sich zum 
Sommersemester dieses Jahres 
etwas entspannt. Nach Anga­
ben der Zentralstelle für die 
Vergabe von ' Studienplätzen 
sind von 58· Studiengängen nur 
:noch zwei, nämlich Sozialpäd­
agogik und Sozialarbeit, Eng­
paßfächer, während noch im 
vergang!3nen Wintersemes.t~r 
in }4 Studien-gängen niCht alle 
Bewe:r:b~r ~ zugelassen .werdgn 
konnten. .. 

* 
DüsseJdorf - Graduierte So­
zialarbeiter und Sozialpädago­
gen sollen in Nordrhein-West­
falen künftig ihre staatliche 

Anerkennung nur dann erhal­
ten, wenn sie nach dem stu­
dium ein einj ähriges Berufs­
praktikum absolviert und in 
einem anschließenden Kollo­
quium Fach- und Verwal­
tungskenntnisse nachgewiesen 
haben. Das sieht ein Gesetz­
entwurf der Landesregierung 
vor. Die bestehenden Ausbil­
dungs- und Prüfungsordnun-

_ gen SGlle:p. nur; tlpch bis zum 
Ifikraft'treten' neuer Bestim­

. ffitmgen geIten, die durch die 

. Fachhodischulen in diesen 
Monaten erlassen werden. Da 
die ' Fachhochschulen jedoch 
die Ausbildung nach Abschluß 
des Studiums nicht regeln kön­
nen, muß hier der Gesetzgeber 
eingreifen. 

dern an einem möglichst brei­
ten Ausbildungsspektrum 
orientieren, da eine zu starke 
fachliche .spezialisierung die 
B eschäftigungsmöglichkei ten 
der Hochschulabsolventen be­
grenzt. 
• Die Arbeitgeber des öffent­
lichen Dienstes und der Wirt­
schaft müßten die an den for­
malen Ausbildungsa1:;>schluß 
gekoppelten Einstufungen we­
sentlich lockern. 
• Für den einzelnen Hoch­
schulabsolventen ist es not­
wendig, sich..in seiner Berufs­
erwartung auf erhebliche Mo­
bilität und Flexibilität einzu­
s.tellen und zu akzeptieren, daß 
ein Hochschulabschluß allein 
nicht mehr eine gesellschaft­
lich und besoldungsmäßig her­
ausgehobene Position garan­
tiert. 
Der Wissenschaftsrat ist der 
Auffassung, daß die Möglich­
keit derartiger struktureller 
Änderungen eine der entschei­
denden Fragen für die weite­
ren Ausbauziele im Hochschul­
bereich ist. Dieser Frage müsse 
daher in den künftigen Rah­
menplänen besondere Auf­
merksamkeit gewidmet wer­
den. 

Donnerstag, 20. Juni, 20.15 Uhr, 
Institut für Musikerziehung, 
Sophienstraße 1-3, Raum 6: 
"Psychologische Aspekte der 
Massenkommunikation" . 
Vortrag von Frau Prof. Dr. H. 
Sturm (Freiburg) in der Reihe 
"Probleme der Musikpsycholo­
gie". 
Montag, 24. Juni, 14 Uhr, Zim­
mer 3701 (Turm): Fachbe­
reichskonferenz Gesellschafts­
wissenschaften. 
Montag, 24. Juni, 14.15 Uhr, 
Kolloquiumsraum des Mathe"" 
matischen Seminars, Robert­
Mayer-Straße 10, VII . Stock, 
Raum 711: Fachbereichskonfe­
renz Mathematik. 
Montag, 24. Juni, 15 Uhr, Semi-:­
narraum des Mehrzweckge­
bäudes Chemie; II. Oberge-
schoß : Sondersitzung der 
Fachbereichskonferenz Bio-
chemie und Pharmazie. 
Montag, 24. Juni, 18.00 Uhr, 
Hörsaal IV: Prof. Bruno Bet­
telheim spricht über seine Ar­
beit mit verhaltensgestörten 
Kindern. Prof. Bettelheim hat 
jahrzehntelang als Psychoana­
lytiker ein der Universität in 
Chicago unterstehendes Schul­
heim für psychisch schwer ge­
störte Kinder geleitet. Seine 
aus dieser Tätigkeit entstande­
nen Bücher haben Weltgeltung 
erlangt und gehören heute zu 
den wichtigsten Grundlagen 
moderner Heilpädagogik. 
Montag, 24. Juni, 16.15 Uhr, 
Geographisches Institut, Raum 
308: Fachbereichskonferenz 
Geowissenschaften. 
Montag, 24. Juni, 15.15 Uhr, 
Geowissenschaftlicher Hör­
saal, Senckenberganiage 34: 
"Der Wasserhaushalt perigla­
zialer Landschaften". Antritts­
vorlesung von Prof. Dr. Günter 
Nagel. 

Wichtige Termine 

der Johann Wolfgang Goethe-Universität 
Frankfurt am Main 
(gestiftet von der Firma Procter & Gamble GmbH) 

Für die beste, im Jahresablauf an der J. W. Goethe-Universität 
auf dem Gebiet der Umweltforschung entstandene Arbeit wird 
bis auf weiteres alljährlich der UMWELTSCHUTZ-PREIS 
verliehen. 
Bewerben können sich alle Universitätsangehörigen, die seit 
Sommer 1973 entsprechende Arbeiten angefertigt haben. 
Der Gesamtbetrag für die Ausschreibung 1974 beträgt 

5000,- DM 
Die Senatskommission zur Vorbereitung der Errichtung eines 
Wissenschaftlichen Zentrums für Umweltforschung an der 
J. W. Goethe-Universität ist von dem Präsidenten der Uni­
versität beauftragt worden,. einen Vorschlag für die Prämiie­
rung der besten wissenschaftlichen Arbeit, die sich mit Fragen 
der Umweltforschung befaßt, zu unterbreiten. 
Bewerbungen sind bis zum 20. September 1974 bei dem feder­
führenden Mitglied der Senatskommission, Herrn Prof. Dr. 
Werner Meißner, Seminar für Volkswirtschaftslehre, Frank­
furt am Main, Schumannstraße 34 a; Telefon (798) 2430, ein­
zureichen. 
Die Verleihung des Preises erfolgt auf der Jahreshauptver­
sammlung der "Vereinigung von Freunden und Förderern der 
J. W. Goethe-Universität Frankfurt am Main e. V/'. 

Karl-Heinz Schindler 
1\ Koordinationsstelle zur Errichtung eines 

~1issenschaftlichen Zentrums für. Umweltforschung 
an der J.-W.-Goethe-Universität 

Frankfurt am Main 

Termine ' 
Dienstag, 25. Juni, 18.15 Uhr, 
Seminarraum 308 des Geogra­
phischen Instituts: "Die IGU­
Arbeitsgruppe Geography of 
Tourism and Recreation -
ihre Forschungs- und Koordi­
nationsaufgabe im Rahmen ei­
ner sich entfaltenden Frem­
denverkehrsgeographie". Vor­
trag von Prof. Dr. J. Matznet­
ter, Frankfurt. 
Dienstag, 25. Juni, 17.15 Uhr, 
Großer Hörsaal der Biologi­
schen Institute: "Frequency 
Selectivity of the Cochlea". 
Vortrag von Prof. Dr. E. F. 
Evans, Departement of Com­
munication, University of Kee­
le, England. 

Mittwoch, 26. Juni, 12.15 Uhr, 
Hörsaal 8 ~ Fachbereichskonfe­
renz Neuere Philol(}ogien. 
Donnerstag, 27. Juni, 18 Uhr, 
Hauptgebäude, Raum 62 
(Westflügel, 1. Raum links) : 
"Sozialdemokratische Bil­
dungspolitik in Land und 

. Bund", Vortrag v on MdL R. 
Rohlmann. Einladung der "In­
itiative zur Gründung einer 
SPD-Betriebsgruppe der Uni­
versitä.t Frankfurt" an alle 
SPD-Mitglieder. (Mitglieds­
buch nicht vergessen.) 

Hauskonzert 

Am Dienstag, -dem 25. Juni 
1974, 20 Uhr, findet im Hause 
Robert-Mayer-Straße 11 (Phy­
sikalische Chemie) im Magnus­
Hörsaal das Neunte Hauskon­
zert statt. 
Auf dem Programm stehen: 
Ludwig van Beethoven: "Gei- • 
ster- Trio" D-dur op. 70 Nr. 1 
für Klavier, Violoine und Vio­
loncello. 

. Friedrich Schenker: "Variatio­
' nen" aus der Sonata per Vio­
loncello solo (lS70) 

Antonin Dvorak: Quintett A­
dur op. 81 für Klavier, . 2 Violi­
nen, Viola und Violoncello. 
Ausführende sind das Trio der 
Universität Frankfurt (Ralf 
Fleischhammer, Kalvier, 
Mechthild Löwer, Violine. 
Erich-Walter Grabner, Violon­
cello.) sowie Ingrid Brennig, 
Violine und Friedrich von 
Wangenheim, Viola. Gäste sind 
herzlich eingeladen. Der Ein­
tri tt ist frei. 

<. 

Personalien -~.' 

R-ech tswissenschaft 
Professor Dr. Wolfgang Nauk­
ke (Fach: Strafrecht, Strafpro­
zeßrecht, Kriminologie, 
Rechtsphilosophie-) hat einen 

. Ruf auf den Lehrstuhl für 
"Strafrecht mit Nebengebie­
ten" an die Universität Kon­
stanz erhalten. 

Gesellschaftswissenschaften 
Dr. Werner Markert wurde 
zum Dozenten ernannt. 

Philosophie ~ 
Professor Dr. Wotfgang Cra­
mer, emeritierter Professor am 
Fachbereich Philosophie, ist 
am 2. Juni gestorben. 

Humanmedizin 
Prof. Dr. Ingolf Staib wurde 
die Bezeichnung Honorarpro­
fessor verliehen. 
Prof. Dr. Felix Anschütz wurde 
die Bezeichnung Honorarpro­
fessor verliehen,. 

. UNI-REPORT 

Zeitung der Universität Frankfurt 
am Main. Herausgegeben vom Prä­
sidenten der Universität. Redak­
tion: Andrea Fülgraff und Rein­
hard Heisig, Presse~ und Infonna­
tionsstelle der .Tohann Wolfgang 
Goethe-Universität Frankfurt, D-6 
Frankfurt am Main 1, Senckenberg­
anlage 31, Telefon 06 11 I 7 9& - 25 31 
oder 24 72, Telex 0 413 932 unif d. 

Vorlesungsbeginn: 15: Oktober 19-74 
Vorlesungsende: 15. Februar 1975 

Namentlich gezeichnete Beit r äge 
geben nicht unbedingt die Meinung 
der Herausgeber wieder. 

Anmeldung zum Studium: bis 15. Juli 1974 
Rückmeldung: a) schriftlich: ab Erhalt der Untedagen bis 
30. August 1974 

. b) persönlich: 2. SeptembeI' bis 30. Sep.tember 1974 
Gasthörer: 2. September bis 30. September 197-1 
Exmatrikulation: bis 30. September 1974 
Vorlesungsbeginn im Sommersemester 1975: 1. April 1975 
Vorlesungsende: 30. Juni 1975 

UNI-REPORT erscheint alle 14 Tage 
am Donnerstag. mit Ausnahme der 
Semesterferien. Die Auflage von 
15000 Exemplaren wird an die Mit­
glieder der Universität Frankfurt 
am Main verteilt. - Anzeigenver­
waltung: HARTMANN-WERBUNG. 
6079 Sprendlingen, Berliner R in g 
13~. Telefon (0 61 03) 6 83 27, Telex 
0417951 hwerb d. Zur Zeit ist d ie 
Anzeigenpreisliste:Nr. 5 vom I.April 
1974 gültig. - Druck: Union-Dr uk­
kerei. 6 Frankfurt am Main. 
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Das Studium ist · gesichert 
Wirtschaftliche und so~iale 

Sicherung des Studiums um­
faßt mehr als nur die AusbiI­
dungsför.derung. Auch Unfall­
versicherung, Studenten wohn­
raumbau, Studienberatung, 
Begabtenförderung und, stu­
dentische Krankenversiche­
rung tragen zur Verbesserung 
der Studienbedingungen un­
mittelbar beL" Dies erklärte 
der Bundesminister für Bil­
dung und Wissenschaft, Hel­
mut Rohde, anläßlich der Ver­
öffentlichung des Berichts der 
Bundesregierung über 'die 
wirtschaftliche und soziale Si­
cherung des Studiums, am 
30, Mai 1974 in Bonn. In dem 
Bericht werden die Leistung'en 
und Aufgaben der studenti­
schen Sozialpolitik und ,die 
Rückwirkungen allgemeiner 
sozialpolitischer Maßnahmen 
erstmals umfassend und im 

Zusammenhang ' 
und erläutert. 

dargestellt 

Vor allem die folgenden Daten 
, zeigen ' den Umfang, den die 
staatl~chen Aufwendungen für 
die wirtschaftliche und soziale 
Sicherung des Studiums inzwi­
schen ,'angenommen ' haben: 
322000 Stude,nten erhielten 1973 
eine I Förderung nach dem Bun­
desausbildungsförderungsge­
setz.; das sind ca. 47' Prozent der 
Studente1ll! " tm ' WS 1973/74. 
Hierfür haben Bund und Län­
,der zusammen 1,15 Mrd DM 
aufgebracht. Die Steuerver­
günstigungen für die Eltern 
der Studenten werden für 1974 
auf über 350 Mio DM geschätzt. 
über die gemeisamen Bemü­
hungen von Bund und Ländern 
?:ur J Verbess~rung der Wohnsi­
biation der 'Studenten heißt es 
in dem Bericht der Bundesre­
gierung: 1971 sind knapp 2000 

~ ~ ~'~"'<""~'. ~" • 

Briefkastenwand vor dem , ... Wohnsilo" für ,Stud~mten. 
. '_ ~'.- - , , " -', '-,,' ',' 'Fotos: Heisig 

. .... : ... ' -.'" 

~apazitätsermittlung . 
bot und Na.chfrage in der Leh­
re zu ermitteln. Dabei ergebe 
sich das Lehrangebot aus der 
Zahl der Stellen für Lehrper­
sonen und deren Lehrver­
pflichtungen. Die Lehrnach­
frage dagegen ergebe sich 'aus 
dem Studienplan, wobei zwi­
schen der Veranstaltungsnach­
frage ohne Beschränkung der 
Teilnehmerzahl (Vor lesungen) 
und der Nachfrage nach Grup-

. penveranstaltungen (etwa Se­
minare oder Praktika etc.) un­
terschieden wird. 

neue Wohnheimplätze geschaf­
fen worden, 1972 mehr als 4600 
und 1973 über 8000. Am 1. Ja­
nuar 1974 befanden sich weite­
re 11 700 Wohnheimplätze im 
Bau. Insgesamt sind jetzt rund 

·71 000 Wohnheirriplätze vor­
·handen. Das sind in absoluten 
Zahlen erheblich mehr, als im 
sogenannten Düsseldorfer 
Wohnheimplan ,1958 vorge­
schlagen wurde. In dem Be-

,richt wird auf die starke Zu­
nahme der Studentenzahlen 
'hingewiesen, die sich auch in 
'den Anforderungen an die so­
ziale Sicherung unmittelbar 
"niederschlägt: ' 'Die Zahl der 
Studenten hatte sich in den 
"letzten 10 Jahren mehr als ver­
'doppelt, in den letzten 20 Jah­
' ren nahezu verfünffacht. 
Bundesminister Rohde wies in 
einer Erläuterung des Berichts 

"darauf hin, daß allerdings das 
'Augenmerk nicht allein auf die 
· Zuwachsraten der staatlichen 
· Sozialleistungen gerichtet wer:­
'den kann. Ebenso wichtig sei 
es, durch die Gestaltung der 

'Studiengänge und durch Stu­
' dienb~ratung sinnvolle . Ar­
beitsbedingungen für die Stu­
denten zu schaffen. Ferner 
fügte er hinzu: 
"Der Wettbewerb der Jugend­
lichen um Studienplätze und 
Berufschancen darf nicht schon 
durch die soziale Herkunft ent: .. 
schieden werden. Die Ausbil:" 
dungsförderung hat einen we'­
sentlichen ,Beitrag ,zum Abbau 
der immer noch vorhandenen 
Ungleichheit der Bildungschan­
cen zu leisten. " Neben die mate­
rielle BÜd:ungsförderung, die' in 
den letzten Jahren zunehmend 

'bE:reits auf den Schulbereich er-
. streckt -worden sei, müsse auch 
· eine Reform der ' Bildungsih;" 
halte in den weiterführenden 
Bildungsgängen treten; die den 
Lebens- und Erfahrungsbe­
reich insbesondere von AFbei .. 
terkindern stärker berücksich­
tige. Insofern bestehe ein. Zu­
sammenhang zwischen der Bi'l­
dungsreform und der Entwick­
lung der Inhalte des Arbeitsle­
bens. 
Abschließend wies der Mini­
ster darauf hin, daß in diesem 
Jahr wichtige Vorhaben der 
studentischen Sozialpolitik auf 
der Tagesordnung stehen. Die 
Novelle zum Bundesausbil­
dungsförderungsgesetz mit ih­
rer Anpassung der Bedarfssät­
ze an gestiegene Lebenshal­
tungskosten und mit ihren 
stru~turellen Verbesserungen 
werde im Parlament zügig be­
raten. Zur Reform der studen­
tischen Krankenversicherung 
werde die Bundesregierung 
alsbald ihr Konzept vorlegen. 

UNI-REPOR~ 

'statistike'n' Über die , beim Baul ~on Wohnheim-
plätzen mögen beeindruckend sein (s. nebenstehenden Bericht). 
Die Realität ist es nicht immer. Ein Beispiel sind die winzigen 
Buden in dem kürzlich erst bezogenen Studentenwohnheim an 

, der ~i~n.heimer ~,ands,traß,:., " , 

·Kritik·an geplanter­
Fernuniversität 
Auf weitgehende Ablehnung 
bei der eDU -Opposition, aber 
auch auf deutliche Kritik von 
seiten des Koalitionspartners 
FDP ist der Gesetzentwurf des 
nordrhein-westfälischen Wis­
sensehaftsministers ' J ohannes 
Rau (SPD) 'für eine Fernuni­
versita t bei der ersten Lesung 
des' Errichtungsgeset~es am 
30. Mai im Düsseldorfer Land­
tag gestoßen. Nach den Vor­
stellungen Raus s911 die Fern­
universität ihren Hauptsitz in 
Hagen erhalten und bereits im 
nächsten Jahr akademische 
Ausbildung für.imgehende Ma­
thematiker und Wirtschafts­
wissenschaftler anbieten. 

Rau hob im Landtag hervor, 
diese für die Bundesrepublik 
einmalige Hochschule könne 

'zur Lösung wichtiger 1;>ildungs'­
' politischer Probleme beifragen. 
Sie sei geeignet, die überlau­
fenden Universitäten zu entla­
sten, was um so 'wichtiger' sei, 
als für 1978 in Nordrhein­
Westfalen etwa 315000 Stu-
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Zum ersten Mal in der Ge­
schichte de.s deutschen Hoch­
schulwesens soll künftig eine 
sogenannte ' Kapazitätsverord­
nung einheitliche Berech­
nungsverfahren zur Ermitt­
lung der für Studienanfänger 
verfügbaren Studienplätze an 
allen Hochschulen schaffen. 
Dies sieht ein Entwurf für eine 
einh~itliche Rechtsverordnung 
der Länder über Grundsätze 
für die Kapazitätsermittlung 
und -festsetzung für die Ver­
gabe von Studienplätzen vor, 
der am 30. Mai vom Verwal­
tungsausschuß der Zentralstel­
le für die Vergabe von stu­
dienplätzen (ZVS) in Dortmund 
verabschiedet wurde. Die Ka­
pazitätsverordnung soll zu­
nächst ein Jahr lang erprobt 
werden, um Erfahrungen zu 
sammeln, die dann in eine end­
gültige Regelung eingehen. 

WRK-Präsident Röllecke 
betrachtet BAK als aufgelöst 

denten erwartet 'würden, de­
nen nur 220000 Studienplätze 
angeboten werden könnten. 
Außerdem solle die Fernuni­
versität wichtige Impulse für 
die Studienreform geben. Das 
von den Studierenden dies~r 
Hochschule größtenteils zu 
Hause zu absolvierende Fern-

Im einzelnen geht das Berech­
nungsmodell davon aus, die 
von einer Lehreinheit, etwa 
dem Fachbereich, anzubieten­
den Lehrstunden den von einer 
bestimmten Zahl von Studen­
ten aufgrund eines Studien­
plans nachgefragten Stunden 
gegenüberzustellen, also Ange-

Die nächste Ausgabe von 
UNI-REPORT 
erscheint am 24. Oktober 
1974. Redaktionsschluß ist 
der 18. Oktober 1974, in Aus­
nahmefällen auch später. 
UNI-REPORT steht im 
Rahmen seiner Möglich­
keiten allen Universitäts­
mitgliedern " für Veröffent­
lictn~nget1 zur y:erfügung . . ' 

Die Bundesassistentenkonfe­
renz hatte auf ihrer letzten 
Vollversammlung am 27. April 
beschlossen, sich Ende dieses 
Jahres aufzulösen. Für . den 
Präsidenten " der Westdeut­
schen Rektorenkonferenz 
(WRK), Prof. Dr. Gerd Röllek­
ke, existiert sie bereits jetzt 
nicht mehr. Röllecke verfügte 
Mitte Mai, die BAK solle nicht 
mehr zu den Plenarsitzungen 
der Rektorenkonferenz einge­
laden werden. 
Vorausgegangen war auf der 
jüngsten WRK -J ahresver­
sammlung am 6./7. Mai in 
Augsburg harte Kritik des 
BAK-Vorsitzenden Stephan 
Freiger' an der Rektorenlronfe­
renz. In einem Diskussionsbei­
. trag auf dieser Fragen der Stu­
dienref0rm gewidmeten Jah-

. resk~nferenz ,hatte Freiger die 

WRK als "Versammlung der 
Inkompetenz in Sachen stu­
dienreform" bezeichnet und 
den Vorwurf erhoben, an der 
Mehrheit der in der Rektoren­
konferenz Versammelten sei 
die Diskussion über die Stu­
dienreform vorbeigegangen. 
Freiger empfahl der WRK, 
dem Beispiel der Bundesassi­
stentenkonferenz zu folgen 
und sich aufzulösen, weil sie 
erstens nicht legitimiert sei, 
die Mehrzahl der Hochschul­
angehörigen zu ,repräsentieren 
und weil sie zweitens mit ihrer 
Zustimmung zu der Anregung 
des bayerischen Kultusmini­
sters ,Prof: Dr. Hans Maier, eine 
gemeinsame Kommission von 
Kultusmirüsterkonfer-enz und 
; Rektorenkonferenz 'für die 
Studienreform zu bilden, nur 

eine Alibifunktion für die Mi­
nisterialbürokratie erfülle, mit 
dem Schein der Legitimation 
der Betroffenen stärker in die 
Hochschulen eiQ,zugrei,fen. 
Am 9. Mai erging von WRK­
Präsident Röllecke die interne 
Anweisung im Generalsekre­
tariat der Rektorenkonferenz, 
die BAK bereits als aufgelöst 
zu betrachten und sie 'vor al­
lem nicht mehr zu den Plenar­
sitzungen der WRK einzula­
den. Die BAK war ebenso wie 
der VDS, der Hochschulver­
band und andere .Organisatio­
nen aufgrund eines Jahre zu­
rückliegenden Plenarbeschlus­
ses der Rektorenkonferenz als 
Gast zu den Plenarversamm-

'lungen der Rektoren eingela­
den ' worden und ha tte sich 
auch. an " den - Arbeitsgruppen 
der WRK beteiligt. 

.' studium gebe auen Berufstäti:" 
gen neue Möglichkeiten der 
Weiterbildung. Als weiteren 
Vorteil führte der Wissen­
schaftsminister an, die Kosten 
für einen Studienplatz an der 
F~rnuniversität machten nur 
ein Drittel dessen aus, was bei 
einer . konventionellen Hoch­
schule aufgebracht werden 
müsse. Das Studienmaterial 
werde sich vorerst auf stu:'" 
dienbriefe, Tonband, Film und 
Kassette beschränken. Bedau­
erlicherweise sei aus rechtli-' 
ehen Gründen eine ~oopera- , 
ti on mit Rundfunk. und Fern-

' sehen' nOGh nicht möglich, er­
. klärte Rau. 
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